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I.

W m  9ten April d. I .  äußerten sich S e . (Spil. der H err M i­
nister für Holstein und Lauenburg, G e h . R a t h .  v. S c h e e le ,  
in dem versammelten dänischen Reichsrathe folgendermaßen 
(R igsraadstidende, 1856, N r. 76, S .  1170— 2 ):

Vom Herzogthum L a u e n  b ü r g  w ar die Rede. W ir werden 
gewiß bei einer ändern Gelegenheit darauf zurück kommen. 
E s  wiederholt sich da ganz dasselbe. E s  sind citirt B estim ­
mungen aus dem Receß von 170 2 ; m an pflegt sich sonst 
damif nicht zu begnügen, m an pflegt von vielen L andtags­
abschieden, von dem Artlenburger Vergleich und dergleichen zu 
reden. J a ,  m an thut wohl, nicht zu viel zu citiren, denn es 
sieht weder in dem einen noch in dem ändern Documente ein 
W ort, welches dem E rlaß  desjenigen, w as erlassen ist, entgegen­
stehen könnte; und wenn in dem Recesse, in dem Artlenburger 
Vergleiche, in den Landtagsabschieden alles Mögliche stände, w as 
da wollte, w as würde das bedeuten?

Um das zu erwägen, muß m an die lauenburgischen V er­
hältnisse historisch betrachten. W a r  d a n n  di e  L a u e n -  
b ur g i s c he  V e r f a s s u n g  i n  wi r k l i c h  r e c h t s b e s t e h e n d e r  
G ü l t i g k e i t ?  D er König sagte, w as er thun wollte, die Landes­
gerechtsamen, besonders wie sie in dem Receß von 1702 nieder­
gelegt sind, aufrecht zu erhalten; so hatten seine Ahnen es 
gelobt, und das w ar auch die Absicht des jetzigen Königs, a ls 
er zum T hron  gelangte. E s  giebt —  m an mahne nicht daran! 
—  Bestimmungen in den Acten, in den älteren Acten meine 
ich, wo geradezu gesagt worden ist, daß gewisse Verpflichtungen 

' des Herzogthums Lauenburg aufhören sollten verpflichtend zu 
sein, wenn der Landesherr seiner S e its  des Fumdamentalgesetz
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nicht mehr respectiren wolle, woraus selbstverständlich folgt, daß 
der Landesherr auch umgekehrt berechtigt sei, sich nicht mehr 
ans Gesetz für gebunden zu erachten, wenn das Herzogthum 
Lauenburg selbst seinen Rechtsstand verlassen würde. Ist das 
geschehen oder nicht? Warum will man zwingen, sich darüber 
zu äußern? Es ist unangenehm, um so mehr, weil der höchste 
Grad von Wohlwollen und von wirklichem Interesse für das 
Land überall hier vorhanden ist. Aber wie gieng es dann? Es 
wurde anfangs bei den beklagenswerthen Ereignissen auf den 
Wunsch Lauenburgs die Verwaltung anerkannt, welche sich 
gebildet hatte, sie war also zu Recht bestehend. Aber sie wurde 
aufgegeben, und an ihre Stelle trat eine Verwaltung, die nie 
vom Könige als rechtlich begründet anerkannt worden ist. Auch 
diese erreichte ihre Endschaft; es wurde, als der Wafsenstilstand 
eintrat, wieder von Seiner Majestät dem Könige eine höchste 
Behörde anerkannt, und auch diese gieng zu Ende, und nun 
wurde eine Verwaltung eingeführt, die niemals vom Könige 
anerkannt wurde oder anerkannt werden konnte.

So, meine Herren! übernahm Seine Majestät der König 
wieder das Herzogthum Lauenburg, und durchdrungen von den 
Gesinnungen, die er in dieser Beziehung mit allen seinen Un- 
terthanen theilte, sagte er dessenungeachtet: Gut, ich will nun 
versuchen, und es ist mein fester Wille, dem Herzogthum 
Lauenburg eine Verfassung zu geben, die einen mehr ständischen 
Charakter hat. Darüber wurde verhandelt, und jetzt kam zu 
Stande, was vom Könige anerkannt wurde, jedoch mit aus­
drücklichem Vorbehal t , Alles verfügen und anordnen zu können, 
was auf die Durchführung der Gesammtstaatsverfassung Bezug 
haben könnte; und zwar findet sich dieser Vorbehalt zweimal. 
Am 20ften December 1853 wurde dem Patent die Clausel 
hinzugefügt: „Indem Wir Uns in Übereinstimmung mit dem 
Inhalte der Unserer getreuen Ritter- und Landschaft des Her­
zogthums Lauenburg eröffueten Allerh. Resol. vom 29sten Januar 
1852 diejenigen weiteren Maßregeln annoch Allerhöchst Vor­
behalten, welche zur Verwirklichung Unserer auf die Einführung 
einer gemeinschaftlichen Verfassung zum Zweck der Behandlung
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der Unserer gesammten Monarchie gemeintschaftlichen Angelegen­
heiten gerichteten Alter H. Absicht in Betreff Unseres Herzogthums 
Lauenburg erforderlich werden möchten." — Und in Überein­
stimmung hiermit wurde dem Gesetze vom 2ten October 1855 
unterm 7ten November gleichfalls die Clausel voransgeschickt. 
Ob etwas mehr Präcises in dieser Beziehung existiren kann, 
weiß ich nicht. Man legt ferner kein Gewicht darauf — nun 
ja, die Regierung braucht es nicht, obgleich sie es doch gern 
thut — aber jenseits legt man auch kein Gewicht darauf, daß 
Männer aus allen Theilen der Monarchie, also auch aus 
Lauenburg, hier zugegen waren um zu prüfen und zu erwägen, 
ob der Entwurf des Verfassungsgesetzes sich zur Annahme eigne 
oder nicht. Ich lege moralisch sehr viel Gewicht darauf, aber 
vom rechtlichen Standpuncte angesehen ist die Sache allerdings 
ziemlich »gleichgültig. Auf diese Weise und mit ausdrücklicher 
Begrenzung der Competenz wurde das Berfassungsgesetz erlassen.

Ferner hat sich der Herr Minister am 22sten Mai, Abends, 
untern ändern folgendermaßen geäußert (Rigsr.-T. Nr. 189, 
S. 2978—86):

Wenn ich nun zur Sache selbst mich wende, dann fürchte 
ich zunächst, daß ich mich einiger Wiederholungen schuldig 
mache; ich weiß wirklich im Einzelnen kaum selbst mehr, was 
ich schon hervorgehoben haben möchte, und was nicht; dazu ist 
schon zuviel über die Sache geredet'worden; aber das weiß ich, 
was ich hervorgehobcn habe im Allgemeinen: daß das Ver- 
hältniß, wie nun zur Geltung gebracht wird, sich herausgebildet 
habe durch eine vieljährige Gewohnheit, daß man damit zurück­
gehen könne, soweit man irgend will, daß es von jeher so ge­
wesen sei, daß die Verwa l tung der Domänen in der 
gesammten dänischen Monarchie — möge sie den Umfang 
gehabt haben wie jetzt, also seit 1815, oder wie demnächst zuvor, 
also bis zu den 70er und 60er Jahren des vorigen Jahrhunderts, 
oder Gott weiß, wie weit zurück — stets eine gemein­
schaftliche Angelegenheit gewesen ist. Ich habe, um 
dies nachzuweisen, hervorgehoben, wie von einer und derselben

l *
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Behörde, ja, wie von einem und demselben Mann in einen 
und demselben Collegium ganz einseitig, dem Wesen nach, die 
Sache verwaltet worden sei bis zum Jahre 1831, als maa 
zuerst daran dachte, überall an der Verwaltung und Gesetz­
gebung, oder, um mich richtig auszudrücken, an der Gesetzgebung 
für die Verwaltung oder auch für die Einrichtungen der Mo­
narchie die verschiedenen Landestheile Antheil nehmen zu lassen. 
Dies wurde anerkannt, und das ganze Verhältniß, wie es 
darnach bestand, zum Grunde gelegt im allgemeinen Gesetze 
vom 28sten Mai 1831: da wurde gesagt, daß die verschiedenen 
Landestheile in ihrer Repräsentation, welche als Provinzialstände 
sich versammelten, Antheil nehmen sollten an der Gesetzgebung, 
soweit die Rede sei von Eigenthumsrechten und Personen­
rechten, und soweit die Rede sei von Auferlegung neuer Steuern. 
So blieb die Sache wiederum bis 1834; da wurde ein Schritt 
weiter gegangen, insofern durch die Verfügung vom löten Mai 
1834 für die Gesetzgebung wie für die Verwaltung neue Organe 
geschaffen wurden. Niemand wird doch behaupten wollen, daß 
unter dieser Bezeichnung, welche das allgemeine Gesetz vom 
28sten Mai 1831 gebraucht, die Domanialangelegenheiten mit 
begriffen sein sollten? Sie sind dort nicht ausdrücklich genannt, 
das versteht sich, das konnten sie auch nicht; aber Niemanden 
ist es auch nur eingefallen, jemals sie darunter zu zählen.

Als nun das Gesetz vom löten Mai 1834 kam, wurde 
neben der Verfügung für die Provinzialstände auch eine Ver­
fügung erlassen für die Verwaltung, soweit sie gleichzeitig von 
der Justiz getrennt werden sollte. Es wurde eine Schleswig- 
Holsteinische Regierung installirt, der Hauptsache nach für die 
Verwaltung, welche früher die Obergerichte gehabt hatten, dem­
nächst für einige Zweige der Verwaltung, welche die Cancellei, 
für einige wenige, welche die Rentekammer gehabt hatte. Und 
wenn man das nun genauer untersucht, so sind das wiederum 
die Zweige, welche eben specifisch für die Herzogthümer berechnet 
und bestimmt waren, und nur insoweit sie dafür berechnet und 
bestimmt waren. In  dieser Verfügung vom löten M ai 1834 
wurde aber noch zum Ueberflusse — Gott mag wissen, durch
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welchen Zufall — im Eingänge ausdrücklich gesagt: „Alle 
Zweige der inneren Verwaltung, m it Ausschluß des eigent­
lichen Finanz- und Steuerwesens, der Verwaltung der
Domänen und Regalien, der Landwesenssachen gehören
unter den im Folgenden festgesetzten näheren Bestimmungen 
(§§ 4—43) zum Geschäftskreise der Regierung." Da finden 
wir zuerst der Domänen, gedacht und zwar auf die Weise, daß 
sie ausdrücklich ausgeschlossen sein sollten von dem Verwaltungs­
kreise der Behörden, die für die Sonderverwaltung der Her- 
zogthümer constituirt wurden und ausdrücklich den Behörden
Vorbehalten blieben, welche nur Gesammtinteressen, die gemein­
schaftlichen Interessen der ganzen Monarchie, zu verwalten
hatten. So wurde es nun auch practisch fortwährend gehalten, 
ja, ich möchte beinahe sagen, bis zum Kleinlichen. Es war 
nämlich schon hie und da eine Eifersucht — so möchte ich es 
nennen — rege geworden; denn wenn auch die Verwaltung 
der Domänen eine gemeinschaftliche geblieben war, welche von 
einer gemeinschaftlichen Behörde, einer Kammer, geführt werden 
sollte, so würde es doch nicht unnatürlich gewesen sein, auch 
dem Princip nicht widersprochen haben, wenn z. B. die Kammer 
alles, was das Justizwesen bei den Domänen angieng, der 
Cancellei als beikommender Behörde überlassen hätte. Aber 
selbst das geschah nicht, die Eifersucht wurde so weit getrieben, 
daß diese gemeinschaftlichen Behörden es sich vorbehielten, aller- 
unterthänigste Vorstellung bei Sr. Majestät dein König zu
machen, wenn ein Gerichtshalter für diese Domänen ernannt 
werden sollte. Und so ist es noch in diesem Augenblick; so ist 
z. B. der noch jetzt fungirende Gerichtshalter für die Güter
Wandsbeck und Wellingsbüttel auf Vorstellung der Rentekammer 
ernannt worden. Es ist das kein entscheidendes Factum, das 
räume ich ein, aber es ist doch wohl geeignet, dem ganzen 
Bilde ein klares Colorit zn geben und deutlich hervorzuheben, 
wie die Sache fortwährend angesehen worden ist.

Unterm löten Mai 1834 trat nun auch eine Repräsentation, 
da traten die Ständeversammlungen in Schleswig und in Hol­
stein ins Leben, und es könnte sich da fragen, ob vielleicht von
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dem Augenblicke an ein anderes Verhältniß eingetreten wäre, 
ob von da an die Ständeversammlung daran Theil genommen 
hätte, oder nicht. Es liegt kein Beispiel davon vor, nicht Ein 
Beispiel; aber es liegen der Beispiele viele vor, wo mit den 
Domänen Veränderungen vorgenommen worden sind, ohne 
daß man sich irgendwie deshalb an die Ständeversammlung ge­
wendet hätte. Beispiele solcher Veränderungen anzuführen, welche 
vorher vorgekommen sind, würde zu "nichts führen, davon will 
ich absehen; nachher aber sind mehrere vorgekommen, es sind 
Theile von Gehegen verkauft worden, und man hat sich deshalb 
durchaus nicht an die Ständeversammluug gewendet; es sind 
Verkäufe vorgekommen von geschlossenen Stellen, von Dienst­
wohnungen und ändern — man hat sich nicht an die Stände­
versammlung gewendet; und die Ständeversammluug ihrerseits 
hat niemals den Gedanken gefaßt und zur Ausführung gebracht, 
irgendwie gefragt werden zu wollen.

Nun recurrirt man aber auf die spätere Gesetzgebung und 
sagt, nachher habe sich das Alles geändert, es habe sich ge­
ändert durch die Bekanntmachung vom 28sten Januar 1852, 
es habe sich geändert durch die Verfügung, betreffend die Ver­
fassung für Holstein vom Ilten Juni 1854. Da können nun 
meine Gegner, welche sich vorzugsweise darauf berufen wollen, 
wohl einen Schein für sich gewinnen, das läugne ich nicht, aber 
auch nur einen Schein, und da muß ich jene Aeußernng des 
geehrten Mitgliedes (Scheel-Plessen), die ich vorhin anführte, 
für mich eben so gut in Anspruch nehmen, wie er sie für sich 
selbst in Anspruch genommen hat. *) Wie ich schon früher ge­
äußert habe, die Bekanntmachung vom 28sten Januar 1852 
sagt nur ganz im Allgemeinen, was künftighin zum Ressort der 
Provinzialständeversammlung gehören soll, sie sagt nicht, was

*) „Ich bin der Meinung, daß die Verhältnisse gewesen sind, daß, wer auch 
der Nächste gewesen wäre, um Seiner Majestät dem Könige rncksichtlich 
der Fassung der Gesetze Nach zu ertheilen, doch leicht solche Dinge sich 
hätten einschleichen können, die zu Mißverständnissen führen." (RigSr.- 
T. 1856, Nr. 167, S. 2627; vergl. S. 2976).
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im Einzelnen zur gesonderten Verwaltung gehören solle, sie be­
zeichnet es nur, und ein Mehreres konnte sie nicht thun; sie 
konnte nur im Allgemeinen darauf Hinweisen. Es hätte sich 
auch komisch ausgenommen, wenn in einer solchen Bekannt­
machung die einzelnen Zweige der Verwaltung einzeln aufgeführt 
worden wären; darum nennt sie diejenigen Zweige der Ver­
waltung, diejenigen Geschäfte, welche früher der 3ten Section 
der Rentekammer überwiesen worden sind, so wie sie redet von 
den Geschäften, welche der schleswig-Holstein-lauenburgischen 
Cancellei überwiesen worden waren. Ja, diese allerhöchste Be­
kanntmachung ist hier im Saale wiederholt mit früheren diplo­
matischen Aktenstücken in Verbindung gebracht worden, und 
namentlich sind wiederholt die Depechen genannt worden, welche 
von Oestreich und Preußen anhero gelangt sind. Gelegentlich 
habe ich schon im Allgemeinen gesagt, daß ich wenig Gewicht 
darauf lege, aber Andere legen sehr viel Gewicht darauf und 
behaupten, daß jene Depechen dienen müßten, die Bekannt­
machung vom 28sten Januar 1852 zu interpretiren, daß sie 
jener Bekanntmachung zum Grunde gelegt worden wären. Eben 
in diesen Depechen des österreichischen Cabinets an die dänische 
Regierung ist ausdrücklich gesagt, daß es anerkenue und annehme, 
daß bis ans Weiteres die von der dänischen Regierung als 
gemeinschaftlich bezeichneten und zu bezeichnenden Gegenstände 
noch von den besonderen Ministerien für die Herzogthümer fort- 
gesührt werden möchten. *) Ich weiß nicht, ob ich mich deutlich 
genug ausgedrückt habe — sie sagen, daß die künftighin gemein­
schaftlichen Verwaltungszweige des Weitern noch auch von 
den besondern Ministerien der Herzogthümer fortgeführt werden 
möchten, bis das Alles geordnet werden könnte. Nachdem das 
geschehen, ist nun eben in der Bekanntmachung vom 28sten 
Januar 1852 im Allgemeinen auf die Ressortverhältnisse hin- 
gewiesen worden. Darunter ist denn noch das Eine oder das 
Andere mitbegriffen, was noch nicht speciell hatte definitiv ge­
ordnet werden können, und worüber Se. Majestät der König

* )  siehe unten.
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es sich ausdrücklich Vorbehalten hat, in dieser Beziehung ferner 
Seine Entschließungen zu nehmen. Dieser allgemeine Vorbehalt, 
den Er im Auslande wie im Inlande ausgesprochen hat, findet 
sich in der allgemeinen Bekanntmachung von 1852, die überall, 
hier wie in Holstein und Lauenburg, publicirt worden ist*), 
er ist übergegangen in die speciellen Verfassungsstatute, über­
gegangen in die Verfassung für Schleswig, für Holstein und 
Lauenburg, er ist überall wiederholt worden, und mußte wieder­
holt werden, weil es eben nicht möglich war, sofort Etwas aus 
Einem Gusse haben zu können. So ist es gekommen, daß bis 
zum November v. I .  im Herzogthnme Schleswig, bis zum 
heutigen Tage in Holstein und Lauenburg diese Angelegenheiten 
noch des Weiteren von dem Minister resp. für Schleswig und 
für die Herzogthümer Holstein und Lauenburg geführt worden 
sind. Weil aber seit dem 2ten October 1855, seitdem die ge­
meinschaftliche Verfassung zu Stande gekommen ist, weil darin 
ausgeführt ist das, was der König Sich auszuführen Vorbehalten 
hat, und hierin ausgesprochen ist, was Er ausdrücklich aus­
sprechen mußte, daß die Domäneverwaltung künftighin eine 
gemeinschaftliche sein soll, so ist sie seit der Zei t  eine ge­
meinschaftliche Angelegenheit, wenn auch der Minister 
für Holstein und Lauenburg die Verwaltung noch nicht abgegeben 
hat, und bis nach drei, vier Wochen auch noch für sich allein 
führen wird.

Die vorher von mir citirten Worte der diesseitigen Depeche, 
mit welcher sich die österreichische Depeche ausdrücklich einver­
standen erklärt, welche ich nicht gleich auf der Stelle vorzulesen 
im Stande war, lauten dahin: „Dabei wird indessen Vorbe­
halten, dem besondern Minister für jedes Herzogthnm einzeln 
die gedachten gemeinsamen Angelegenheiten vo r läuf ig  nach

* )  „den Allerhöchsten Beschluß gefaßt, daß mit der Ordnung der Angelegen­
heiten Unserer Monarchie unter Beibehaltung und w e i t e r e r  A u s ­
b i l d u n g  der alle Theile derselben umfassenden sowohl als der für einzelne 
Theile gegründeten Einrichtungen in dem Geiste der Erhaltung und 
Verbesserung rechtlich bestehender Verhältnisse vorgeschritten wer­
den soll."
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M aßgabe der Umstände zu übertragen , insofern deren sofortige 
Leitung durch den betreffenden gemeinschaftlichen M in is te r aus 
practische Schwierigkeiten stoßen möchte." Das ist e s , w om it 
die Großm ächte sich einverstanden erklären in ihrer hieher ge­
langten E rk lä run g , welche wiederum  die G rund lage  gewesen für 
die allgemeine B ekanntm achung vom 28sten J a n u a r  1852  und 
fü r die V orbehalte , die durch alle Verfassungsgesetze hindurch­
gegangen sind. M a n  hat sich, um  dies zu widerlegen, auf die 
M o tiv e  der holsteinischen V erfassungsvorlage berufen; und auch 
d as habe ich s. Z . einm al acceptirt, daß m an  w ohl auf M otive 
Gewicht legen müsse, sofern es sich darum  handelt, das Gesetz 
zu in terp re tiren , fü r  welches jene M otive gegeben sind; dieses 
P rin c ip  nehme ich w iederum  auch fü r  mich in  Anspruch, wenn 
ich mich auf die M o tiv e  berufe, welche zu dem V erfassungs­
gesetze vom I l t e n  J u n i  1 8 5 4  gegeben worden sind. D a  ist 
im m er die Rede von dem so oft citirten § 1 1 ; —  in  den M o ­
tiven n u n  ist gesagt w orden , w as er enthalten soll, und das 
lau te t d ah in : D e r  nächstfolgende § 11 ertheilt der S tä n d e ­
versam m lung die beschließende B efugn iß , in allen denjenigen 
Angelegenheiten, welche zu dem amtlichen W irkungskreise des
M in is te rs  fü r H olstein und Lauenburg gehören ..............  D ie
beschließende B efugn iß  tr i t t  sonach in B etreff der holsteinischen 
Angelegenheiten in  demselben Umfange e in , in welchem gegen­
w ärtig , in  G em äßheit der im § 4  des allgemeinen Gesetzes vom 
28sten M a i  1831 enthaltenen B estim m ung, das Recht der B e -  
ra th u ng  stattfindet. E s  ist also ausdrücklich gesagt, daß durch 
das Gesetz vom Ja h re  1 8 54  n ic h t s  w e i t e r  gegeben werden 
sollte, a ls  daß in denjenigen Angelegenheiten, in  welchen nach 
dem Gesetze von 1831 den S tä n d e n  die B e ra th u n g  zustand, 
ihnen n u n  die Beschlußnahme zustehen soll. Ich  lege insofern 
hierauf ein besonderes Gewicht, a ls  dadurch unwiderleglich nach- 
gewiesen ist, daß d as G anze ein consequentes G ebäude ist, w el­
ches sick von A nfang an auf diese Weise fortgebildet h a t, und 
daß es n i e m a l s  die Absicht gewesen ist, in  irgend einer B e ­
ziehung den P rov inzialständen der H erzogthüm er das Recht ein- 
zu räu m en , m itzureden über die V erw altung  und Gesetzgebung
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der D om änen, welche allezeit von ihrer Theilnahm e an der 
Gesetzgebung a u s g e s c h lo s s e n  gewesen sind.

Alles d as , w as ich bis jetzt gesagt habe, betrifft nur die 
Periode bis zum I l te n  J u n i  1 85 4 , und da könnte man mir 
vielleicht einwenden: N un  ja , aber seit jener Z eit ist cs doch 
ganz anders geworden, eben das Verfassungsgesetz von 1854 
hat die Sache geändert, von diesem Augenblicke an konnte rück­
sichtlich der D om änen nichts geschehen ohne die M ithülfc der 
S tändeversam m lung, dam als konnte noch nicht vom Rcichsrathe 
die Rede sein, dam als hätte man sich allein an die S tä n d e ­
versammlung wenden müssen, und der M inister, der den 
Ständeversammlungen dam als vorbeigegangen w äre, würde sich 
gegen das Verfassungsgesetz versündigt haben. W ie w ar cs 
früher, wie ich angeführt habe, mit den D om änen?  Ich  will 
mich nicht darauf berufen, wie man die G üter bald gekauft, 
bald verkauft hat und immer für Rechnung der Gesamm t- 
monarchie, wie man W ellingsbüttel bald gekauft, bald verschenkt, 
bald wieder übernommen hat, und immer für Rechnung der 
Gesammtmonarchie, wie man dasselbe mit Wandsbeck gethan 
hat; das geht noch weiter zurück als 1831 , geschweige denn 
1834, geschweige 1854. W a n n  sind denn aber in Holstein die 
meisten D om änen verkauft w orden? M ehr verkauft worden, 
a ls in dem gesammten 19ten Jah rhu nd ert?  D a s  ist gewesen 
im Jah re  1 85 4 , und zwar nachdem die Verfassung vom I l te n  
J u n i 1854 schon existirte, denn es geschah im N o v e m b e r  
1854. I m  November 1854, und zwar den 28sten und 29sten 
November, wurde für Rechnung der Staatskasse in Holstein an 
D om änen verkauft für 594 ,700  R th lr., ohne daß m an S e iten s  
des M inisterium s daran dachte, jemals die S tän d e  zu fragen, 
ohne daß die S tän d e  auch nur entfernt daran dachten, jem als 
ein Recht in Anspruch zu nehmen, gefragt zu werden; das w ar 
der K önig-Frederik-VII-Koog in Dithmarschen, welcher unzweifel­
haft eine D om äne ist und w ar. D aß  die dortigen Außendeiche 
Dom änen seien, das wurde schon ausdrücklich durch eine A ller­
höchste Verfügung vom 17ta t November 1671 bestimmt, und 
a ls  sie nun eingedeicht w aren, und die Landschaft Dithmarschen
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darauf Anspruch machte, ein Eigenthumsrecht daran geltend zu 
machen, da wurde aberm als durch eine Allerhöchste Verfügung 
ganz kürzlich von S r .  M ajestät dem Könige bestimmt, daß diese 
Ländereien eine Dom äne sein und bleiben sollten, wie durch 
den Bescheid von 1671 festgestellt war. Von dieser Dom äne 
wurde nun unter dem vorigen M inisterium  am 28sten und 
29sten November 1854 für 594 ,700 R thlr. verkauft. Ich bin 
weit entfernt, meinem Vorgänger deshalb einen Vorwurf zu 
machen, denn ich habe es nicht besser gemacht und habe gleich 
darauf, nachdem ich ins Amt getreten war, für 400 ,000 R thlr. 
davon verkauft, so daß das, w as unter meinem Vorgänger im 
Jah re  1854 und w as jetzt verkauft worden ist, für die S t a a t s ­
kasse sich aus 919 ,800  R th lr. beläuft: und dieses ist geschehen, 
nachdem die Verfassung von 1854 ins Leben getreten ist, von 
dem vorigen und jetzigen M inisterium , ohne daß die S tände  
deshalb befragt worden sind, ohne daß die S tände  daran gedacht 
hätten, darum gefragt zu werden

Inso fern , meine Herren! ist es allerdings ein Curiosum, 
wenn m an jetzt noch davon redet, es sei das eine Sache der 
S tände . S ie  ist nicht Sache der S tä n d e , weder nach G e­
wohnheit noch nach der Gesetzgebung, noch nach der allerneuesten 
P rax is . Ich glaube, der Vorredner, welcher zuletzt sprach, hat 
das auch gefühlt, wenn er eben sagte, er wolle nicht sowohl 
das Recht der S tände  zur M itwirkung in Anspruch nehmen, 
a ls  die Competenz des Reichsraths bestreiten. D a  kann ich mich 
n u r auf dasjenige berufen, w as der Berichterstatter angeführt 
hat. E s  kommt nur die Befngniß des Königs in Betracht: war 
diese unbeschränkt, so mußte E r befugt sein, dem Reichsrathe 
einen Theil seines Rechtes zu übergeben, wie E r das a u s ­
gesprochen hat durch die Verordnung vom 2ten October 1855. 
Also, wie m an die Sache auch dreht und wendet, die Com­
petenz des Reichsraths ist vollständig begründet.

Ferner hat am 24sten M a i der M inister im Reichsrath 
sich folgendermaßen geäußert (R ig sr .-T . N r. 195, S .  3076-9 ):
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W ir wollen einm al sehen, w as es auf sich hat m it jenen 
U rkunden, auf die m an  sich berufen h a t, ob darin  steht, daß 
Bestandtheile von herrschaftlichen H öfen, G ü te rn , u. s. w. nicht 
ohne Genehm igung von R itte r -  und Landschaft veräußert werden 
sollen. M a n  hat in  der letzten S itzu n g  B ezug genommen auf 
den Landesreceß von 1 7 0 2  und gesagt, dieser Landesreceß sei 
in  allen seinen Theilen jedes M a l  vom Könige bestätigt worden. 
J a ,  dem ist so , w enn auch vielleicht zuletzt m it einigen E in ­
schränkungen, die indeß hier nicht in B etrach t kommen; aber 
ich w ill einen P re is  fü r  denjenigen anssetzen, der in diesem 
Landesreceß von 17 02  ein W o rt findet, das auch n u r im  E n t­
ferntesten auf die D om än en  Bezug n im m t. E r  handelt vom 
Hofgericht, von der Landesregierung, vom Consistorium  und der 
Kirchen- und S chn lv is ita tion , von S te u e rn  und Abgaben re. rc., 
a b e r  n i c h t  e i n  W o r t  v o n  d e n  D o m ä n e n  k o m m t  d a r i n  
v o r ;  allerd ings kommen solche W orte in ändern Acten vor, 
und zwar im A rtlenburger Vergleiche; da steht, daß vom L a n d e  
Nichts veräußert werden solle ohne E inw illigung  von R itte r­
und Landschaft. D ieses Aktenstück w ar nun  auf folgende Weise 
zu S ta n d e  gekommen bekanntlich —  oder vielleicht nicht be­
kanntlich —  m ir wenigstens ist es früher nicht bekannt gewesen, 
ich bin dazu nicht H istoriker genug:

E s  w ar die unglücklichste R eg ierung , die je das Land 
gehabt hat, die N egierung des Herzogs F ran z  1, eine sehr lange 
R eg ierung , sie dauerte näm lich, w enn ich nicht ir re , von 
1 5 4 3 — 81 . E s  w ar d as die unglücklichste R eg ierung , die 
Lauenburg jem als gehabt hat in  vielfachen B eziehungen, und 
das Unglück nahm  zu in demselben G rade , je länger diese R e ­
gierung dauerte, in demselben G rad e , in  welchem seine S ö h n e  
heranwuchsen und n un  gegen ihn auftra ten . D e r  Herzog zeich­
nete sich a u s  durch Verschwendung nicht allein seines eigenen 
V erm ögens, sondern auch des V erm ögens und der Bestandtheile 
seines L andes, er veräußerte , verkaufte, verpfändete und ver­
schenkte ein S tück seines Landes nach dem än d e rn , allein nicht 
so, wie ich wünsche, daß die R egierung heut zu T age d as G u t 
Hollenbeck verkaufen möge, sondern er veräußerte, verpfändete, ver-
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schenkte an f r e m d e  Regierungen mit a l l e n  Landeshoheitsrechten, 
er trennte m it einem W orte die betreffenden Districte von seinem 
Lande ab, nnd die Landeshoheiten derselben von seiner Landes­
hoheit. E r  verpfändete an Lüneburg den Hohendaler Z oll und 
die Einkünfte von 8 D ö rfe rn ; das Amt Schwarzenbeck ver­
pfändete er an Lüneburg 1 55 0 ; 1568 tra t er das Amt S te in ­
horst a b , welches am Ende an das Herzogthnm Holstein kam 
und erst im 18ten Jah rhundert wieder an Lauenburg zurücksiel. 
E r  verpfändete das Amt Trem sbüttel an den holsteinischen 
Herzog, welches niem als wieder zurückgekommen ist, er ver­
äußerte Bergedorf, welches niem als wieder zurückgekommen ist; 
und so gieng es fo rt; es ist nickt die M ühe werth, noch N ien­
dorf zu nennen, welches niem als wieder an Lauenburg zurück­
gefallen ist, re. re. Als die W irtsch a ft nun so weit gekommen 
w ar, daß beinahe nichts mehr übrig w ar, da kamen 2 seiner 
geliebten S öh ne , die m it ihm in den schlechtesten Verhältnissen 
gestanden und deshalb in Schweden sich aufgehalten hatten, 
um Einspruch zu thun, aber der Einspruch w ar allerdings etwas 
eigner N atu r, denn sie warben S o ldaten  von ein paar Tausend 
M a n n ; da schlugen sich denn nun S öh ne und V ater, und 
nachher wiederum die S öhne  unter einander und wider einander, 
und w ar es schlecht gewesen, so wurde es nun erst recht schlecht. 
S o  gieng es Ja h re  lang her; Kaiser und Reich mischten sich 
hinein, aber in der Regel ohne Erfolg. Am Ende sollte ein 
Vergleich geschlossen werden, kam auch zu S tan d e , dauerte aber 
nur ganz kurze Z eit; es w ar kein R ath , es w ar kein Geld da; 
zuletzt wurde nun in Artlenburg, und zwar 1579, wie man sagt, 
ein Vergleich geschlossen. E in  Vergleich w ar es aber nicht, 
denn von den streitenden Partheien erschien n u r  der Herzog; 
ein so genannter Abschied aber kam zu S tan d e , und hier ver­
pflichtete m an sich denn n un , wiederum Geld zu zahlen, zu 
versuchen, ob und w as man denn einigermaßen wiederum von 
den dem Lande abgerissenen Stücken herbeischaffen könnte, 
wogegen der Herzog gelobte, künftighin vom L a n d e  nichts mehr 
zu veräußern.
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D ieser A rtlenburger Vergleich, oder Landtagsabschied, kam 
zu S ta n d e  am  29sten J u l i  1 5 79 , und  in diesem V ertrage oder 
Abschiede w ard nun bestimmt, „daß keine weitere Schulden , a ls  
zur Abbezahlung der bereits vorhandenen nöthig w aren, gemacht 
werden sollten , und daß er nicht wolle ohne V orw issen, R a th  
und W illen  der A gnaten und der Landschaft vom L a n d e  
(dessen zugehörige H äu se r, A em ter, Höfe und G ü te r) etw as 
weiteres versetzen oder veräußern ." D a s  sind die V orgänge, 
welche zu dieser B estim m ung V eranlassung gaben, dies ist die 
Zusicherung, welche gegeben w urde —  und das sind die W orte, 
au f die m au  sich jetzt be ru ft, wenn die D om än e Hollenbeck 
niedergelegt werden soll. E s  w äre aber doch möglich, daß m an 
früher jenen Abschied anders in terpretirt hätte, daß früher z. B .  
die hannöversche N egierung es anders aufgefaßt, und auf diese 
Weise ein G ew ohnheitsrecht sich ausgebildet hätte, nach welchem 
die R itte r -  und Landschaft gefragt w urde , ursprünglich ohne 
B erechtigung, ob m an etw as von den D om än en  veräußern 
d ü rfe?  Z ufä llig  ist das aber n i e m a l s  geschehen; es ist 
n i e m a l s  der Regierung eingefallen, R itte r -  und Landschaft 
darüber zu befragen, in allen F ällen , welche früher vorgekommen 
sind; ob jene G ü te r eigentliches K am m ergut w aren oder s. g. 
S ta a tse ig en th u m  w aren , ist ziemlich gleichgültig, und ich lasse 
das dahingestellt; es ist jetzt davon die Rede, ob eine R e p rä ­
sen tation , welche m eines Erachtens nicht beikommend is t, ihre 
E inw illigung  zu der V eräußerung zu geben habe.

Alle F älle , in  welchen Höfe ohne A nfrage bei R itte r -  und  
Landschaft veräußert s in d , hier aufzuzählen, w ürde zu w eit 
führen, ich habe mich jedoch die verzeichnet, welche in  Ratzeburg 
in dieser Beziehung vorgekommen sind un ter der hannöverschen 
R egierung. U nter der hannöverschen R egierung sind im  Laufe 
der Z e it hier niedergelegt worden die Vorwerke F archau , 
B ru n sm a rk , Anker, B o rsd o rs , Tüschenbeck, C u lp in , G öldenitz, 
G ölden itzer-W ohldau , und bei allen diesen V eranlassungen ist 
n i e m a l s  die R itte r-  und Landschaft gefragt w orden , und  h a t 
das auch n i e m a l s  beansprucht. S e itd em  das H erzogthum  
Lauenburg un ter dänischer H oheit steh t, sind wenig F ä lle  v o r-
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gekommen, theils aber sind deren früher so viele vorgekommen, 
daß  verhältn ism äßig  n u r  noch sehr wenig derartiger Besitz übrig 
ist, theils w ar m an  vielleicht auch der M e in u n g , daß es nicht 
richtig  sein möchte, zu veräußern. Aber den F a ll w ill ich doch 
nenn en , indem m an 1 8 4 4  ein Gehege von 6 78  M orgen , welches 
zum  T h e il der S ta d t  M ö lln  gehörte, an  diese vollends verkauft 
h a t  fü r die S u m m e  von 8 ,4 0 0  R th lr . o h n e  die R itte r-  und 
Landschaft zu fragen , und o h n e  daß R i t te r -  und Landschaft 
die Ansicht ausgesprochen hä tten , es w äre das erforderlich ge­
wesen. Ich  bin sehr geneigt, jede Verantwortlichkeit dafü r zu 
übernehm en, wie sich's von selbst versteht, daß eine solche V e r­
äußerung  in Lauenburg vorgenommen werden könne, ohne die 
R it te r -  und Landschaft zu fragen.

F erner sprach im Reichsrathe am  28sten M a i  H err Advocat 
B a r g u m  folgenderm aßen (R ig s r .-T . N r. 2 1 3 , S .  3 3 7 5 — 7 ): 

B esonders habe ich das W o rt erbeten, um  die Aeußerung 
der M a jo r i tä t  des Ausschusses im B erich t und von dem ge­
ehrten W ortfüh rer der M a jo r itä t  in der heutigen S itzung , daß 
es nicht nöthig sei, eine solche Erm ächtigung dem M in isterium  
zu geben, a ls  eine unrichtige zu bezeichnen. E s  ist vom ge­
ehrten H errn  Conseilspräsidenten heute schon manches hervor­
gehoben, w as den B ew eis liefert, daß eben eine solche E r ­
m ächtigung durchaus nothw endig sei. Ich  dürfte vielleicht noch 
einen kleinen G ru n d  zu diesen G ründen  hinzufügen, um  zu 
zeigen, d a ß , wenn eine solche Erm ächtigung nicht stattfindet, 
wenn j e d e s m a l  e i n  Ge se t z  —  also auch, wie die Sache jetzt 
steht, ein vorgängiger Beschluß des R eichsraths —  erforderlich 
sein soll, außer der S a n c tio n  des K önigs, um  ein kleines D o -  
m anialgrundstück zu veräußern , wirkliche Nachtheile eintreten 
können, nicht n u r  fü r einzelne in B etracht kommende B ew ohner 
des Landes, sondern auch und hauptsächlich fü r die S taa tscasse . 
D e r G ru n d  liegt d a r in , weil Augenblicke eintreten können, wo 
schnell über eine V eräußerung  resolvirt werden m u ß , der rechte 
Z eitpunct aber nicht w ahrgenom m en werden kann , wenn die 
R egierung nicht ermächtigt ist, auf eigene H and  hin ein solches
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kleines Domanialgrundstück zu veräußern; leicht kann die Ge­
legenheit vorübergehen, ohne wiederzukehren. In  Holstein, wo 
ich die Verhältnisse kenne, besitzt die Regierung an Wegen, Seen, 
Teichen, Heiden kleine Grundstücke, bei denen es häufig möglich 
wird, sie mit Vortheil an Privatleute zu veräußern, wenn auf 
deren Anträge eingegangen wird. Ein bestimmtes Beispiel, nicht 
hergenommen aus dem Reiche der Möglichkeit, sondern aus 
dem Reiche der Thatsachen, möge dies deutlich machen. Im  
Amte Reinbcck hatte ein kleiner Landbesitzer unmittelbar neben 
einem königlichen Gehege seine Ländereien und namentlich auch 
seine Wohnstelle. Er besaß mitten im königlichen Gehege ein 
Landstück und hatte auch einen Weg zu diesem. Er wollte sein 
Wohnhaus umbauen und trug bei der Regierung darauf an, 
daß sie eine kleine Ecke des königlichen Geheges zunächst an 
seinem Hause, nur mit geringem Holzbestande, an ihn abtrete, 
wogegen er jenes Enclave im königlichen Gehege mit dem Wege 
wieder aufgeben wollte. Darauf mußte er bald Resolution 
haben, weil sein Bau drängte; konnte die Genehmigung nicht 
ertheilt werden und hätte erst die Genehmigung des Reichsraths 
oder einer ändern Behörde erfolgen müssen, so hätte die ganze 
Sache unterbleiben müssen. Es hatte aber der Privatmann 
einen wesentlichen Vortheil davon, und vor allen Dingen hatte 
die Staatscasse dabei einen erheblichen Gewinn, sie konnte näm­
lich ihr Gehölz arrondiren, sie konnte den Weg, der dort durch­
führte, zu ihrem Vortheil los werden.

Solcher Beispiele werden in Zukunft gewiß mehr Vorkom­
men, und daß in solchen Fällen sowohl die Regierung als 
auch Privatleute großes Interesse dabei haben können, daß die 
Sache nicht aufgeschoben wird, das liegt klar vor. Daher meine 
ich, daß man sehr wohl Grund haben kann, wenn nicht etwa 
andere erhebliche Bedenken entgegenstehen, der Regierung eine 
solche Ermächtigung zu ertheilen.

Ebenfalls haben Se. Exll. der Minister sich airt 28sten Mai, 
Abends, tut Reichsrathe folgendermaßen ausgesprochen (Rigsr.-T. 
Nr. 216, S. 3417—20):
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Das geehrte 4tc königlich gewählte Mitglied (Scavenius) 
hat eben die Frage an uns gerichtet, ob denn wirklich ein so 
großes Bedürfniß vorhanden sei, die in Frage stehenden Do­
mänen zu veräußern. Ich möchte sagen: für die Regierung, 
für das, was man so gewöhnlich das Interesse der Regierung 
zu nennen Pflegt: Nein! für den Minister, der sich eben nur 
bekümmern will um das, was die tägliche Arbeit mit sich bringt, 
möchte ich sagen: Nein! Es ist unendlich bequemer, ab­
schlägige Bescheide auf Gesuche der Art zu ertheilen, als darauf 
einzugehen. Es ist aber auch bei diesem Gesetzentwurf nicht die 
Rede davon, daß ein so verstandenes dringendes Bedürfniß 
vorliege. Wenn das geehrte Mitglied diese Anschauung auf das 
Beispiel anwenden will, welches vom 27sten unmittelbar ge­
wählten Mitgliede (Bargum) gebraucht worden ist, so muß ich 
es freilich jenem Mitgliede überlassen, das, was es gesagt hat, 
zu vertheidigen, aber weil es auch hier mit einschlägt und den 
Standpnnct der Regierung berührt, so sei es mir erlaubt, 
daraus aufmerksam zu machen, daß das geehrte 4tc könig­
lich gewählte Mitglied nur einen kleinen Theil jenes Beispiels 
benutzt hat, um davon seine Argumente herzunehmen, nur einen 
kleinen Theil, insoweit nämlich davon die Rede war, daß Je­
mand, dessen Besitzthum an ein Gehege stieß, einen solchen 
Tausch zu machen wünscht, und außer Acht gelassen ist, daß 
von Seiten der Forstbeamten es für dringend wünschenswerth 
erachtet wurde, darauf einzugehen — weil dieser Mann eine 
kleine Enclave mitten im Gehege hatte und von seinem Hof­
platze einen Weg durch den Forst nach dieser Enclave hatte, so 
daß man auch von Seiten der Regierung wünschte, ein solches 
Arrangement zu treffen.

Wie gesagt, das Interesse, wenn man es so nennen will, 
— statuiren kann ich es übrigens nicht — was die Regierungs­
organe dabei haben könnten in dieser ihrer specifischen Qualität, 
ob ein solches Gesetz durchgeht oder nicht, rechne ich für Null, 
hoffe aber, daß sie ein großes Interesse dabei haben, ob man­
chen Eingesessenen auf diese Weise eine Wohlthat gewährt wer­
den kann, ohne dein Staatsinteresse dabei zu nahe zu treten.

2
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W as das Interesse betrifft, welches der S ta a t ,  wie vorhin an­
gedeutet wurde, dabei hat, ob ein größeres Grundstück, welches 
landwirtschaftlich betrieben werden soll, vom S ta a te  durch seine 
O rgane verwaltet oder Privatleuten überlassen werde, so räume 
ich nicht bloß ein , sondern behaupte, daß der S ta a t  und seine 
Regierung gleichmäßig das höchste Interesse dabei haben, drß 
solche Grundstücke nicht in der H and der Regierung bleiben, 
daß der S ta a t ,  sage ich, ein Interesse daran hat und sick besser 
dabei steht, ein solches G u t z. B . von 1000  Tonnen Ackerland 
im Besitze von 50  oder lieber 25  Privatleuten  zu sehen, statt 
daß es für den S ta a t  durch B eam te bewirthschastet wird. Wenn 
das geehrte M itglied sagte, man solle ein Beispiel daran neh­
men, wie es in Dänemark gegangen sei, dort sei fast Alles 
versilbert, und in den Herzogthümern möchte es leicht ebenso 
gehen, so muß ich zur B eruhigung hinzufügen, daß größere 
G üter dieser A rt, die früheren Augustenbnrgischen G üter au s­
genommen, in den Herzogthümern Schleswig und Holstein kaum 
noch, in Holstein gar nicht mehr vorhanden sind; auch muß ich 
in Abrede stellen, daß der S ta a t  ein Interesse daran hat, solche 
D om änen zu behalten. E s  wurde wie ein Schreckschuß an die 
dänischen M itglieder die W arnung gerichtet, sie sollten sich in 
Acht nehmen und sich bedenken, w as sie thäten u. s. w .; darauf 
will ich um so weniger hier näher eingehen, a ls der Schreck­
schuß hoffentlich abgeprallt ist; ich denke, daß bei reiflicher E r ­
wägung und bei ihrer Intelligenz die M itglieder darüber mit 
sich einig sein werden, daß es für die Gesammtheit und also 
auch für die Einzelnen ein wesentlicher V ortheil ist, daß solche 
Grundstücke in den Händen von Privatleuten  sind, und nicht 
in den Händen des S ta a te s , daß der P rivatm ann  sie a ls Eigcn- 
thümer für sich in seinem Interesse verw alte, und nicht der 
S ta a t  durch seine Beam ten. J a ,  ich gehe so weit zu behaup­
ten, daß, wie z. B . bei einer ändern Gelegenheit nachgewiesen 
ist, der Silberschilling, der jährlich in die S taatscasse aus die 
von m ir vorgeschlagene Weise fä llt, größer ist, a ls  der S i lb e r ­
schilling, der bis jetzt hineingefallen ist, ja, daß, wenn das auch 
nicht der Fall w äre, sondern nur die Hälfte künftighin un-
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mittelbar und direct in die Staatscasse fiele von dem, was bis­
her hineingefallen ist, dessenungeachtet die Gesammtheit und also 
auch die einzelnen Theile Vortheil davon haben würden.

M it Rücksicht aus Lauenburg, sofern das Gesetz, insoweit 
es sollte zu Stande kommen, auch für dieses Herzogthum gelten 
soll, ist wieder Bezug genommen aus dessen exceptionelle Stel­
lung, welche erhalten werden müsse. Ja, sie muß erhalten 
werden, leider! sie muß erhalten werden bis weiter; aber gerade, 
damit sie erhalten werde, sollen die dortigen Domänen künftig­
hin ebenso behandelt werden, wie sie bisher behandelt worden 
sind, und wie sie bisher behandelt worden sind, das hat soeben 
mein Herr Collega, der Finanzminister, gezeigt; und wenn man 
sich durch seine Worte noch nicht genügend instruirt findet, so 
kann man es in allen Rechnungsablagen und Budgets des 
Weiteren Nachsehen.

Ferner sprach am 28ften Mai, Abends, der Herr Minister 
wie solgt (Rigsr.-T. Nr. 217 S. 3426-7):

Ich wollte nur Eins noch bemerken mit Rücksicht daraus, 
was der geehrte Hr. Vorredner soeben hervorgehoben hat. Wenn 
die Rede ist von solchen Gütern, wie ich sie vor Augen hatte, 
als ich sagte, daß sie nach meiner Ueberzeugung im allseitigen 
Interesse lieber veräußert werden müßten, als administrirt Sei­
tens der Regierung, so muß ich bemerken, daß dieses Raison - 
nement, richtig oder nicht, für Holstein ohne Bedeutung ist — 
solche Domanialgüter exiftiren dort nicht, sie sind schon früher 
in richtiger Erkenntniß des Princips veräußert worden. Wo 
solche Güter waren, ist das Ackerland veräußert worden, man 
hat lediglich einen Canon daraus gelegt, und die Forsten hat 
man conservirt; Domanialgüter, die mit dem Pfluge bearbeitet 
werden, kennen wir in Holstein, Gottlob! nicht mehr. Ich sage: 
Gottlob! Der geehrte Vorredner wird sagen: Gottleider! 
(der Vorredner: Ja!) Darin sind wir verschiedener Meinung. 
Das Factum steht seit. Daß die Güter, welche vor 100 Jahren 
veräußert wurden, vielmehr Geld kosten würden, wenn sie heute 
veräußert würden, darin bin ich mit ihm einverstanden; ich

‘2 *
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glaube auch, daß Güter der Art, die heute veräußert wevden, 
uicht so viel kosten, als wenn sie erst nach 100 Jahren »ver­
äußert würden; ich glaube aber zugleich, daß das Geld vor 
100 Jahren mehr werth war, als setzt, u n d  um weitere 100 
Jahre nicht so viel werth sein wird, wie heute. Uebrigens blleibt 
es sich für die vorliegende Frage ganz gleich, ob man von 
solchen größeren Gütern — und nur von solchen war die Mede 
— die eine oder die andere Ansicht hat, ob man diese Gutter 
durch Minister, Amtmänner, Jnspectoren, Hausvögte, rc. -oder 
durch den besser verwaltet glaubt, der darauf sitzt und mit sei­
nen eigenen Augen und, wenn es nöthig ist, mit seinen eigenen 
Kräften die Bewirthschastung besorgen kann. Gottlob, das 
kommt, was Holstein angeht, nicht in Betracht; denn dort sind 
nur Sandgruben, Lehmgruben, Möre, Wegeländereien, rc. und hie 
und da ein kleiner Abschnitt eines Geheges u. dergl. vorhanden, 
aber von jenen Gütern kann dort nicht mehr die Rede fcim.

Gleichfalls hat am 29sten Mai der Herr Minister sich fol­
gendermaßen geäußert (Rigsr.-T. Nr. 221, S. 3489-91):

Es sind mir Einwendungen gemacht worden — ich ent­
sinne mich nicht einmal recht genau, wann und von wem, aber 
das ist auch gleichgültig — : es hätte das Ministerium sich 
früher in einer Richtung, die derjenigen entgegengesetzt ist, wel­
cher ich folge, ausgesprochen und diese entgegengesetzte Auffassung 
bei mehreren Gelegenheiten an den Tag gelegt. So oft ich so 
etwas vernommen habe, habe ich pflichtmäßig mit der größten 
Gewissenhaftigkeit gesucht, mir eine Ueberzeugung darüber zu 
verschaffen, gestützt auf die Acten, ob in diesen etwas der Art 
enthalten sei oder nicht. Davon nehme ich Veranlassung nur 
eines Beispiels zu erwähnen. Ja! Ich glaube in der That nicht, 
daß es der volle Ernst des geehrten 30sten Mitgliedes (W itt­
rock) gewesen ist, wenn er sagte, es wäre nicht zur Kunde der 
Betreffenden in Lanenbnrg gekommen, als man 700 Morgen 
Wald an eine Stadt veräußerte! Ich bin in Lauenburg nicht 
zu Hause, aber das weiß ich, ich habe Districte verwaltet, die 
eben so groß waren als Lauenburg, und weiß darin Bescheid.
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I n  ben Aemtern © e tte rf und H ütten  und in der Herrschaft 
P in n eb erg  w äre es z .B .  nicht möglich, ein fetches Areal zumal 
an  eine S ta d t  zu veräußern , ehne daß die Leute etw as davon 
erführen . Aber es find dam als noch anderweitige V erhand lun ­
gen eingeleitet w orden; es w a r die S ta d t  Lauenburg, welche 
den dringenden Wunsch äußerte, gleichfalls einen W aldgrund zu 
erstehen, a u s  welchem eine D om än e bestand. D a rü b e r wurde 
verhandelt, und  das M inisterium  sah sich veranlaßt, diese Sache 
S r .  M ajestä t dem Könige nicht zur G enehm igung zu empfehlen, 
vielm ehr auf einen abschlägigen Bescheid anzntragen. D ieser 
erfolgte, und m an glaubte in d ie s e m  Bescheide a ls  M o tiv  fü r 
den abschlägigen Bescheid ausgesprochen zu finden, daß die 
S ta a tsd o m ä n e n  unveräußerlich seien. D e r  Bescheid enthält da­
von ke i n  W o r t;  die allerhöchst Unterzeichnete R esolution lautet 
wörtlich dah in : „ W ir haben auch die allcrunterthänigste V o r­
stellung vom 20ftcn d. M . betreffend das Vorwerk Lauenburg 
zu genehmigen U ns allerhöchst bewogen gesunden, daß den V e r­
tretern der S ta d t  und V orstad t Lauenburg aus ih r Gesuch um 
Ueberlassung des V orw erks Lauenburg in E rbzins ein abschlä­
giger Bescheid ertheilt werde. Zugleich wollen W ir  Unsere 
Lauenburgische Regierung, rc. rc. D en  28sten A pril 18 51 ."

E s  gehört das freilich n u r  wenig zu der heutigen D iscu s­
sion, aber ich wollte gern den B ew eis liefern , daß ich eben 
auch diese Acten inspieirt habe, um m ir G ewißheit darüber zu 
verschaffen, ob dam als Allerhöchsten O rte s  eine solche Ansicht 
ausgesprochen w äre , wie m an vielleicht hier und da geglaubt 
ha t, daß sie in der R esolution enthalten sei.

Ich  weiß nichts N eues m ehr hinzuzufügen, w ill auch nicht 
Alles w iederholen; habe ich doch schon einiges wiederholen 
müssen; n u r  w ill ich noch darauf aufmerksam machen, daß für 
der F a ll, w enn das subsidiär gestellte Amendement angenommen 
würde, die Regierung freilich, wie ich mich bereits darüber 
ausgesprochen habe, ein absolutes H inderniß  darin  nicht finden 
wirbe, daß aber dennoch die Regierung sich Vorbehalten müßte, 
ein solches Amendement etw as um zuredigiren, aber auch ledig­
lich eine R edactionsveränderung dam it vorzunehmen, da nämlich
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schwerlich gesagt werden soll und kann: „Die Regierung wird 
vom Neichsrathe ermächtigt, den Verkauf eines dem Staate 
gehörigen Vorwerks zur Ausführung zu bringen." Das kann 
wohl nicht gesagt werden wollen und sollen, daß der Reichsrath 
die Regierung ermächtigt, dies zur Ausführung zu bringen — 
nicht der Reichsrath, sondern das Gesetz, also die gesetzgebende 
Macht, die Factoren, aus welchen diese besteht, König und 
Reichsrath. Das ist eben nur eine Redaetionsbemerkung, die 
ich mir indessen habe erlauben müssen, eben weil ich vorher 
pure gesagt habe, das Ministerium würde in der Annahme 
des Amendements ein Impediment für die Erlassung des Ge­
setzes nicht finden.

Wiederum hat Herr Advocat Bargum am 29sten Mai auch 
daselbst gesprochen, wie folgt (Rigsr.-T. Nr. 221, S. 3492-4): 

Allerdings haben unter den Mitgliedern, welche gegen die 
Competenz gesprochen haben, ganz besonders die beiden geehrten 
Mitglieder aus Lauenburg sich Mühe gegeben, ihre Meinung 
zu vertheidigen, und mit so großem Eifer die Sache verfochten, 
daß in einer der ersten Sitzungen das eine Mitglied sogar be­
denklich war, ob es überall bei dieser Eompetenzfrage bei der 
Discussion gegenwärtig sein könne, welches Bedenken nachher 
geschwunden ist. Diesen Eifer will ich nicht tadeln, im Gegcn- 
theil, jemehr man von der Richtigkeit einer Meinung überzeugt 
ist, desto mehr ist es Pflicht, die übrigen Mitglieder des Reichs­
raths wo möglich durch Gründe zu derselben Meinung hin­
zuleiten. Ich glaube aber nicht, daß diese eifrigen Anstrengungen 
irgendwie ein Resultat gehabt haben; ich muß wenigstens sagen, 
daß ich Nichts gehört habe, was davon überzeugen könnte, daß 
der mehrfach erhobene Protest gegründet wäre; ich glaube nicht, 
daß der Reichsrath zu der Erkenntniß gekommen sein kann, es 
stehe ihm die Competenz nicht zu, sondern diese sei bei der 
Landesvertretung Lauenburgs mit Rücksicht auf den Verkauf 
dieser Grundstücke. Es ist nichts weiter vorgekommen, als die 
Berufung auf § 1 der Verfassung Lauenburgs, der aber viel 
weniger enthält, als die Bestimmungen in den besonderen Ver-
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fassung.en für Holstein und Schleswig, denn eine Auflegung 
neuer Steuern oder eine Veränderung in der Besteuerung ist 
doch d am it  nicht gegeben, daß über den Verkauf einer Doniaine 
ein Beschluß gefaßt werden soll. Dann hat eine Berufung 
stattgefunden ans Verordnungen, welche darthun sollten, daß 
das Beschlußrecht der Ritter- und Landschaft Lauenburgs bei 
Veräußerungen von Domänen in Wirksamkeit gewesen sei, daß 
nach diesen bestimmten Verordnungen verfahren sei; allein nun 
ist es heute ziemlich bestimmt hervorgetreten, daß diese Verord­
nungen gar nicht näher bezeichnet werden können nach Jahr 
und Datum! Ich will nicht verlangen, wenn in irgend einer 
Sitzung eine Äußerung vorkommt, die auf historische Thatsachen 
Bezug nimmt, daß der Redner'immer so genau unterrichtet sein 
soll, daß er im Augenblicke über den Gegenstand nähere Aus­
kunft zu geben vermag; nachdem aber diese Sache schon längere 
Zeit erörtert worden ist, und die Mitglieder aus Lauenburg 
sich eifrig und gründlich damit beschäftigt zu haben scheinen, 
mußte man annehmen, daß sie die Verordnungen näher zu be­
zeichnen im Stande seien: sonst kommt man zu der Vermuthung, 
daß Alles nur eine allgemeine Äußerung war, die man im 
Einzelnen nicht bewahrheiten kann. Ich hätte gewünscht, daß 
diese Benennung von Verordnungen früher Statt gefunden 
hätte, weil es durchaus nothwendig ist, das man den Inhalt 
selbst liest, wenn man eine Meinung darüber haben soll; und 
ich wäre zum Nachlesen bereit gewesen. Es ist nur zu leicht 
und nicht unerklärlich, daß, wenn eine Verordnung einer zwie­
fachen Deutung fähig ist, man diejenige annimmt und zur 
Geltung zu bringen sucht, welche am günstigsten ist für die 
Sache, die man zu vertreten hat; deswegen ist es nothwendig, 
um zu wissen, ob auch wirklich darin fleht, was behauptet wird, 
daß man Gelegenheit erhält, sich selbst zu überzeugen. D ie  
Sache hat sich aber hier auf Nichts reducirt — und so 
bin ich zu der Überzeugung gekommen, daß über die Competenz 
des Reichsraths hier noch viel weniger Zweifel vorliegt, als 
hinsichtlich der Domänen der Herzogthümer Schleswig und 
Holstein.
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Endlich sprach am 31sten Mai der Herr Minister nie 
folgt (Rigsr.-T. Nr. 225, S. 3564—8):

Das geehrte 30ste mittelbar gewählte Mitglied (Wittrock) 
ist auf Äußerungen, die in früheren Sitzungen gemacht wordm 
sind, zurückgekommen, es ist zurückgekommen auf feine eigene 
Äußerung, die in der Behauptung bestand, es sei die Ber- 
äußerung gewisser Domänen im Herzogthum Lauenburg vor­
genommen worden*) in Folge der Verkoppelung der Feldmarken, 
und diese Verkoppelung sei geschehen in Gemäßheit einer mit 
Ritter- und Landschaft berathenen „Verkoppelungs-Verordnung." 
Ich muß ihm leider diese Worte wieder ins Gedächtniß rufen! 
Ich habe darauf bemerkt: eine solche Verkoppelungs-Verordnung 
existire nicht. Dagegen ist nun heute der Beweis replicirend 
versucht, sie existire doch, nicht allein, sie existire — wenn ich 
recht verstanden habe — sondern sie sei auch, was die Haupt­
sache ist, zur Anwendung gekommen während der Zeit, in welcher 
die fraglichen Domanialveräußerungen stattgefunden haben. Das 
geehrte Mitglied befand sich jedoch eingestandenermaßen 
nicht in der Lage, historisch Nachweisen zu können, daß ein 
solches Gesetz irgendwie mit Ritter- und Landschaft verhandelt 
worden sei. Ich habe es mir, was nun zuvörderst die Frage 
betrifft, ob ein solches Gesetz existire oder nicht, als möglich 
gedacht, daß das geehrte Mitglied ein Gesetz citiren würde 
oder citiren könnte, das mit der Verkoppelung möglicherweise 
in Verbindung gebracht werden könnte, so daß eine Meinungs­
verschiedenheit darüber stattfinden könnte, ob denn eine solche 
Verfügung als eine Verkoppelungsverordnung angesehen werden 
dürfe oder nicht. Ja, ich gehe gar nicht so weit, mich darauf 
zn berufen, daß man von jener Seite wenigstens hat einräumen 
müssen, eine Vcrkoppelungsverordnung sei das eigentlich nicht; 
ich will nicht am Worte hängen, ich will mich begnügen, wenn 
es nur eine Verfügung ist, die mit dem Verkoppelungswesen 
znsammenhängt und mit Ritter- und Landschaft berathen ist. 
Aber ich kann nicht anders, mag es anfgefaßt werden, wie es

*J d. H. n u r  vorgenommen worden.
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will, ich muß die Behauptung aufstellen, daß die Verfügung 
vom 28sten Juni 1718, auf die das Mitglied quam optima 
fide zu Werke gegangen ist, und die es ad tabulam judicis 
deponirt hat, damit auch gar nichts zu thun hat. Ich gestehe, 
daß ich die Berufung aus diese Verordnung nicht begreife, und 
bin der Meinung, die chronologische Sammlung der Verord­
nungen für Schleswig und Holstein, die ganze Schousche und 
die Spangenbergsche Sammlung alle zusammen, ja, Gott verzeih 
mir die Sünde, die Bibel selbst hätte eben so gut als ein solches 
Gesetz hingelegt werden können, mit derselben Berechtigung, 
womit dieses Gesetz hingelegt worden ist. Es ist dies nämlich 
eine Verfügung wegen Versetzung der Gutsleute, die am 
28sten Juni 1718 erlassen worden ist; in der Verfügung ist 
gesagt worden, unter welchen Bedingungen es den Besitzern 
adeliger Güter freistehen solle, künftig ihre Gutsunterthanen von 
einer Stelle auf die andere zu verpflanzen. Nun, man kann ja 
dieser Differenz leicht auf den Grund kommen — durch die 
Güte des Herrn Deputirten ist die Hand dazu geboten.

Um aber dem geehrten Herrn doch einigen Stoff zu geben, 
will ich noch Folgendes bemerken. Ich habe geglaubt, man 
würde vielleicht mit ändern Dingen kommen, denn in Span­
genbergs Sammlung find andere Rescripte, die doch wenigstens 
einigermaßen in einem denkbaren Zusammenhänge mit dem 
Verkoppelungswesen stehen, wenn auch eine wirkliche Verkoppe­
lungs-Verordnung nicht darin enthalten ist. Es ist z. B. ein 
Rescript vom 3ten October 1767 darin, welches also unmittelbar 
vorher ergangen ist, ehe die hannoversche Verfügung voni 22sten 
November 1768 erlassen wurde. Dies Rescript vom 3ten Oc­
tober 1767 ist von der lauenburgischen Regierung an Ritter­
und Landschaft gerichtet, und es ist von der Verkoppelung darin 
die Rede, es ist nämlich das Bestreben der Regierung aus­
gedrückt, das Verkoppeln zu begünstigen, und wird die Ansicht 
der Ritter- und Landschaft darüber verlangt, ob es nicht zweck­
mäßig sei, eine Verfügung zu erlassen, wodurch es erleichtert 
werden könne, namentlich durch eine Bestimmung dahin, daß, 
wenn von einer Commune 2/3 der Eingesessenen sich darüber
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vereinigten, die Gemeinheit aufzutheilen, das eine Drittel welches 
dagegen sein möchte dadurch rechtlich verpflichtet sein solle, seine 
Einwilligung zu ertheilen. Da ist also wenigstens von Ge- 
meinheitstheilung, mithin von der Verkoppelung die Rede; 
damit, dachte ich, würde man gekommen sein; dies Rescript 
und die eine oder andere Verfügung, in welcher das Wort 
„Verkoppelung" vielleicht irgendwie einmal Vorkommen möchte, 
hatte ich erwartet. In  diesem Falle würde ich geantwortet 
haben: Ja, das Schreiben, das Rescript ist da; es ist zu lesen 
im 4tcn Bande (4tcr Abschnitt, 40ste Seite) im Spangenberg. 
Aber es erfolgte niemals eine Antwort der Ritter- und 
Landschaft, indem man es wahrscheinlich für mißlich gehalten 
hat, darauf einzugehen.

Eine ähnliche Bestimmung ist übrigens in Holstein und 
Schleswig erlassen worden, indem dort die Minorität der Ein­
gesessenen gebunden ist durch den Willen der Majorität; aber 
im Herzogthum Lauenbnrg kam es nicht einmal dazu, dort 
wurde die ganze Gemeinheits-Regulirung, das ganze Verkoppe­
lungswesen, unter dem größten Widerstreben der Betheiligten 
rein auf administrativem Wege zu Stande gebracht.*)

Der geehrte Herr hat ferner einige Feldmarken und Do­
mänengrundstücke namhaft gemacht und hinzugefügt, daß hier 
zum Austausch für eine Försterwohnung etwas hingegeben sei 
und bergt mehr. Wenn es dem geehrten Mitgliede gefällt, will 
ich dazu noch einen großen Beitrag liefern; es kommen der 
Fälle mehrere vor, als er angeführt hat, aber ich bitte um 
Erlaubnis, diese Fälle als Beweismittel für mich zu benutzen. 
Nicht allein in solchen Fällen haben Veräußerungen statt­
gefunden; es sind auch Fälle vorgekommen, wo, wie man sich 
ausdrückte, für vortreffliche Dienste an Herren vom Adel, wo 
an Städte, Vorwerke und sonstige Domanialgrnndstücke ver­
schenkt wurden und zwar einseitig von der Regierung, ohne 
irgend Jemand darüber zu befragen. Es sind Fälle vorgekom-

*) sat sapienti! So scheut man jetzt die staatsrechtliche Verkoppelung der 
ministeriellen Geschäfte.
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men, wo Vorwerke niedergelegt wurden, indem sie in lauter 
kleine Bauernstellcn getheilt wurden; es existiren ganze Dors- 
schaften in Lauenburg, die auf diese Weise entstanden sind. Ich 
w ill nur ein paar davon nennen, z. B . Rothenbeck und An­
mühlen; diese verdanken ihre Entstehung jenem Verfahren — 
und solche Fälle sprechen für meine Behauptung — wo D o­
mänen theils weggeschenkt, theils verpfändet, theils verkauft, 
theils niedergelegt worden sind; seit Jahrhunderten wurde so mit 
den Domänen in Lauenburg ganz e inse itig  kraft des »sic 
enim nobis placet« der beikommenden Regierung verfahren.

Es ist ferner Bezug genommen worden auf eine Äußerung 
von m ir, wo ich der Veräußerung an Eisenbahnen erwähnte, 
eine Bemerkung, welche der Finanzminister noch wiederholte, 
indem er des Näheren nachwies, wie es mit dem Kaufpretium 
dabei gehalten wäre. Es ist sehr wahr, daß die Veräußerung 
an Eisenbahninstitute in der Regel aus dem Wege der Expro­
priation geschieht, jedoch ist es nicht immer der Fall. Ich weiß 
in diesem Augenblicke nicht, ob jene der Landesherrschaft ge­
hörigen Grundstücke, also Domanialen, welche in Lauenburg 
an die Eisenbahngesellschaften gekommen sind, auf dem Wege 
der Expropriation abgetreten worden sind, aber das weiß ich, 
daß es bei anderen Eisenbahnen, z.B . der Kiel-Altonaer-Eisen- 
bahn, nicht der Fall gewesen ist; sondern da ist sofort  in der 
Concession bestimmt worden, daß der erforderliche Grund und 
Boden, soweit er Eigeuthum der Landesherrschaft sei, unent­
geltlich hergegeben werde, und ebenso füglich hat also auch dort 
in Lauenburg die Bestimmung ausgenommen werden können 
— wie gesagt, ich weiß augenblicklich nicht bestimmt, ob es der 
Fall gewesen ist — daß die Regierung ohne Expropriation, 
gegen Taxation, diese Grundstücke hergeben wolle. Aber ich 
will den Fall einmal aunehmen, welcher dem Herum der gün­
stigste ist, daß auf dem Wege der Expropriation jene Landstücke 
an die Eisenbahngesellschaften gekommen sind, auch das wider­
spricht nicht im mindesten dem Satze, welchen ich aufgestellt 
habe und für dessen Beweisführung ich aus jene Beispiele Bezug 
genommen habe, daß nämlich die Gelder, welche für Domäne-
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grund ans dem einen oder dem ändern Wege bezahlt worden 
sind, in die gemeinschaftliche Casse der Monarchie geflossen 
sind. Sind aber früher in solchen Fällen die Kaufgelder in 
die gemeinschaftliche Casse geflossen, so muß dorthin auch jetzt 
und künftig Alles fließen, was auf die eine oder andere Weise 
aus dem Verlaufe von Domänegrund im Herzogthum Lauen­
burg gelöst wird.

A n m e r k u n g .

Die S. 2, L. 1 angezogenen Stellen finden sich in der 
Ewigen Union der Ritter- und Landschaft mit dem Herzog 
Franz dem Jüngern, vom löten Decbr. 1585 (s. E. Spangen - 
berg corpus const, ducat. Lauenb. Hannover, 1822. 4°.
S. 204-5):

a) „Hairentkegenn haben wir uns obligiret und vorpflichtet, 
daß wir dem Landesfürsten, so succediren wührde, nicht ehe hul­
digen, noch aufs einigerleh Weise und Masse dem uns ver­
wandt machenn wol len: Es seh dann, daß derselbe unsere 
Privilegien, Immunitäten, rc. re. auffs neue consirmiret und sich 
hierüber ebener Gestaldt genugksamb reuersiret habe."

b) „Als soll die gantze Ritter- und Landschafft midt dem 
beschwerdten Theile für einenn Mahn stehen, die Herrschafft 
gebührlich erinnern, welcher gestalt die von der Ritter- und 
Landschafft nicht weitter sich ihrenn Fürstlichen Gnaden v e r ­
wandt gemach et, denn woferne ihnen Hemieder versiegeldt und 
vorschreuenn, auch nicht weither ahnn ihre Gelübde 
verbunden sein woldten."
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Aus Kopenhagen schrieb man der Augsb. Allg. Zeitung 
(Nr. 140, v. 19ten Mai) folgendermaßen:

Der Landesherr ist, nach der jetzigen Gestaltung des Finanz­
wesens, nicht länger ein bloß durch den ususfructus der Do­
mänen epistirender Grundbesitzer, sondern ein durch Hülfe der 
festgesetzten Civilliste sich völ l ig  frei bewegender Ober­
herrscher. Alle Domänen sind Staatsvermögen geworden, 
und dem Princip nach als reine Staa tsac t iva  zu be­
trachten. Was aber jeden einzelnen Fall betrifft, so werden 
immerhin die Worte Bluntschli's (Allg. Staatsrecht, S. 594) 
grcße Geltung haben: „Allerdings läßt sich nicht verkennen, daß 
von dem wirthschaftlichen Standpunct aus ein weit größerer 
Ertrag erzielt wird, wenn das fruchtbringende Privatvermögen 
auch in den Händen von Privatpersonen ist, als wenn es un­
ter der Verwaltung des Staates steht; auf der anderen Seite 
abrr gewährt der ausgedehnte Grundbesitz des Staates große 
Sicherheit und eine Solidität des Staatsreichthums, welche für 
die dauernden Staatsinteressen nicht gering anzuschlagen sind; 
selr viel hängt dabei von den besondern Verhältnissen und S it­
ter der einzelnen Staaten und Völker ab. Eine principielt 
gebotene Entäußerung erscheint nicht räthlich." Auf den jetzigen 
F ill in Dänemark finden diese Worte aber noch keine Amven- 
drng, denn die vom Reichsrath am 2ten Mai durch Annahme 
des vorgelegten Gesetzes schon anempsohlenen Veräußerungen 
betreffen nur entweder ganz Einzelnes oder ganz neu erworbene
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Domänen. Allein einzelne Reichsräthe ans den Herzogthümern 
erklären sich dem Princip nach gegen jede Veräußerung einer 
ältern Domäne, indem sie anzunehmen scheinen, daß zwar „der 
Ertrag" aller Domänen in die gemeinschaftliche Staatscasse 
hineinfließen müsse, das Eigenthum (und folglich das Verkaufs­
recht) aber den einzelnen Landestheilen zustehe. Dagegen streitet 
indeß sowohl Theorie als Praxis.

Schon der alte v. Justi erklärt (Staatswirthschaft, II, § 75): 
„Fürsten und Stände unseres Vaterlandes haben die Kammer­
güter entweder von dem Kaiser in Lehn erhalten, oder sie sind 
eigenthümliche Güter ihrer Familien gewesen, ehe sie aus Statt­
haltern und Richtern erbliche Landesfürsten wurden, die hernach 
durch Kauf und andere Verträge vermehrt worden sind. Es 
liegen uns aus dem mittleren Zeitalter eine unzählige Menge 
Urkunden solcher Verträge vor Augen, die alle nicht stattgefun­
den haben könnten, wenn die landesfürstlicheu Domänen in 
Deutschland unveräußerlich wären." — Der ehedem berühmte 
Fischer zu Halle (Cameral- und Polizeirechte, II, S. 483-94) 
lehrt: „Die Anwendung der französischen Domanialrechtslebre
auf die deutschen Reichsländer war desto ungereimter, als diese 
größtentheils ursprünglich keine Staaten gewesen, sondern erst 
in der neueren Zeit aus verschiedenen Allodialstücken und Lehen 
zusammengewachsen sind und eine Staatsversassung bekommen 
haben. Kammergüter können ohne Einwilligung der Stamm­
verwandten des Lehnsherrn, und in gewissen Fällen auch der 
Landstände, nicht veräußert werden. Indeß erlauben doch zu­
weilen die Notwendigkeit und das Wohl des Staats, eine Aus­
nahme von der Regel zu machen." Er geht also noch einen 
bedeutenden Schritt weiter. — Wir haben geflissentlich nur Auto­
ritäten aus der Periode vor dem Jahre 1789 angeführt, weil 
gerade dieser Periode die Waffen angehören, mit welchen man 
jetzt gegen die Regierung zu Felde zieht.

Als practisches Beispiel führen wir zuerst an: König 
Friedrich Wilhelm I. von Preußen erließ unterm 13ten August 
1713 das unverbrüchliche Gesetz, daß allen künftigen sowie 
gegenwärtigen Domänen eine ihnen anklebende Unveräußerlich-
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feit beigelegt, und daß jede Veräußerung für null und nichtig 
zu erklären sei. Gleichwohl hat'Friedrich Wilhelm III. in jener 
denkwürdigen Reorganisationszeit des preußischen Staats, unter 
Zustimmung der Prinzen Heinrich, Wilhelm, Ferdinand und 
August sowie der Stände in den Provinzen, ein anderweitiges 
Gesetz emaniren lassen, worin § 2 lautet: „Was die Domänen 
unseres Staates betrifft, deren Ertrag zu den öffentlichen Aus­
gaben bestimmt ist, so können jederzeit nu r die Bedür fnisse 
des S ta a t s  und die Anwendung einer verständigen Staats- 
wirthschaft darüber entscheiden, ob ihre Veräußerung, es sei 
mittelst Verkaufs an Privateigenthümer re. rc., für das gemein­
same Wohl und für Unser und Unseres Königlichen Hauses I n ­
teresse nothwendig oder vortheilhast sei." Ferner bestimmt z. B . 
die bayerische Verfassungsurkunde, T it. 111. § 6, daß „unter 
dem Veräußerungsverbote nicht begriffen sind alle einzelnen 
Veräußerungen oder Veränderungen, welche bei den Staats­
gütern dem Staatszwecke gemäß und nach richtigen Grundsätzen 
der fortschreitenden Staatswirthschaft zur Beförderung der Lan- 
descultur oder sonst zur Wohlfahrt des Landes oder zum Besten 
des Staatsärars und zur Aufhebung einer nachtheiligen Selbst­
verwaltung für gut gefunden werden." Die badische Verfassungs­
urkunde § 58 erlaubt ebenfalls „solche Veräußerungen, welche 
die Landescultur befördern oder zur Aufhebung einer nachtheili­
gen eigenen Verwaltung dienen." Die Verfassungsurkunde des 
Großherzogthunis Hessen läßt ein Drittheil der sämmtlichen 
Domänen (Art. 6) mittelst allmähligen Verkaufs zur Schulden­
tilgung verwendet werden. W ir dürfen die Erörterung nicht 
weiter ausführen. — Die Administration der Domänen in Hol­
stein und Lauenbnrg ist übrigens dem Ministerium dieser Pro­
vinzen einstweilen geblieben; es handelt sich in dem ganzen 
Streit nur um das Princip der Veräußerung.
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Aus Kopenhagen schrieb m an dem „Nordischen Courier" 
(N r. 131, v. 5. Ju n i)  folgendermaßen:

W as den V e r k a u f  lauenburgischer D om änen betrifft, so 
müssen wir der Ansicht kategorisch huldigen, daß die Regierung 
unbedingt befugt sei, ohne Zustimmung der R itter- und Land­
schaft und nur nach gesetzmäßiger V erhandlung m it dem Reichs- 
rathe (lau t § 5 0 * ) der Gesammtverfassung) große und kleine 
Dom änen Lauenburgs zu veräußern. D ie  schlagendsten G ründe 
liegen vor.

I n  der Anlage II. zur Depeche des dänischen M inisters 
des Auswärtigen an die königl. Gesandten zu W ien und B e r ­
lin, vom 6ten December 1 85 1 , wird es a ls das nächste d a­
malige Ziel S r .  M ajestät des Königs von Dänem ark aufge­
stellt, „eine organische und gleichartige verfassungsmäßige V er­
bindung sämmtlicher Landestheile zu einer gesammten M o ­
narchie herbeizuführen" (s. Aktstykker, betreffende det Tydske 
Forbunds Intervention i Holsten. M anuskript for R igsdagen. 
Oktober, 1852. S .  35). E s  heißt ein „ Z i e l " ,  und es heißt 
„herbeiführen"; etwas Durchgeführtes, etwas schon Errungenes, 
Feststehendes w ar noch nicht da; und zur Erreichung einer 
wahrhaft organischen lebendigen gleichartigen Verbindung der

* )  V ersassnngsgesetz fü r  die gem einschaftlichen A n g elegen h eiten  der dänischen  
M o n a rch ie  vom  Llcn O ctob er  1 8 5 5 :  D ie  V e rä u ß e ru n g  e iner D o m ä n e
der M on arch ie  oder der E rw e r b  einer neuen D o m ä n e  kann n u r  in  
F o lg e  e in es  G esetzes geschehen.
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Landestheile mochte wohl in nächster Zukunft Dies oder Jenes 
sich als nothwendig Herausstellen, was hier, gleich anfangs, 
„noch nicht zu erkennen war". Die Regierung sah dies 
begreiflicherweise voraus, und bemerkte auch deswegen aus­
drücklich in derselben Depeche (Aktstykker, o. s. v. S . 37), daß 
der nächstens vorzubereitende Zustand nur ein „Uebergangs- 
zustand" sei, und daß die, den Höfen beschriebene, einzufüh­
rende practische Leitung der Staatsgeschäfte — und mehr als 
bloß „praktisch" konnte sie nicht sein, weil noch keine Gesammt- 
verfassung da war — nur „ einstwei len" stattfinden werde. 
Gleichfalls heißt es in dieser Anlage (S . 38): „Dabei wird 
indessen Vorbehalten, dem besondern Minister für jedes Herzog­
thum einzeln die gedachten gemeinsamen Angelegenheiten v o r ­
l ä u f i g  nach Maßgabe der Umstände zu übertragen, insofern 
deren sofortige Leitung durch den betreffenden gemeinschaftlichen 
Minister auf practische Schwierigkeiten stoßen möchte"; dieser 
Vorbehalt aber bezeugt wiederum, daß alles nächstens Bevor­
stehende als vorübergehend zu betrachten war, oder, genau, daß 
eine Veränderung darin möglich wäre. Von Lauenburg ist 
übrigens weder in dieser Anlage noch in den anderen Abthei­
lungen der genannten Depeche irgendwie ausdrücklich die Rede, 
so daß um so viel weniger Se. Majestät irgend eine unablös­
bare Verpflichtung wegen Lauenburgs in derselben sich auser­
legt hätte.

Zwei Monate später, unterm 28sten Januar 1852, erschien 
die Allerhöchste Bekanntmachung, wodurch der erste Schritt ge- 
than wurde, durch den Uebergangszustand hindurch, die Regie­
rung der Monarchie jenem Ziele einer organischen und gleich­
artigen, mehr als bloß practischeu, Leitung anzunähern. Was 
hier festgesetzt wird, heißt wiederum nicht „Endgültiges", son­
dern ein „Vorschreiten im Geiste der Erhaltung und V e r ­
besserung rechtlich bestehender Verhältnisse", und es heißt 
vielmehr, daß auf „Einführung einer gemeinschaftlichen Ver­
fassung baldthnnlichst Bedacht genommen werden solle" (Akt- 
stykker, o. s. v. S . 71). Von den Domänen der Herzogthümer 
ist in dieser Bekanntmachung nicht die Rede; sie wurden aber

3
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factisch, w as die Administration betrifft, dem M inisterium des 
einzelnen Herzogthums überwiesen; w as die finanziellen E in ­
künfte, oder den jährlichen Ueberschuß, betrifft, waren sie dem 
Finanzministerium schon früher unterlegt worden, von welchem 
sie jetzt, nach der Erscheinung der Gesammtverfassung, unterm 
lOten November 1855 dem neu errichteten M inisterium der ge­
meinschaftlichen inneren Angelegenheiten Übermacht worden sind. 
W enn nun mehre Reichsräthe die Competenz des Reichsrathes, 
m it der Regierung wegen Verkaufs von D om änen zu verhan­
deln, bezweifeln wollen, so suchen sie in den Acten der Ueber- 
gangsperiode vergeblich nach haltbaren Argumenten —  schon 
deswegen, weil alles Administrative a ls vorläufig, oder ver­
änderlich ( „ v e r b e s s e r t ic h " ) ,  ausgestellt worden ist.

S o llte  jedoch irgend E iner auf G rund  dieser Acten die 
Competenz gleichwohl läugnen wollen, so ist er jedenfalls durch 
das spätere Endgültige, womit nach und nach der Uebergangs- 
zustand geschlossen worden ist, unbedingt widerlegt. S o  heißt 
es, w as gerade Lauenburg betrifft, gleich zu Anfang des P a ­
tents vom 20sten December 1853 wegen der inneren oder be­
sonderen Verfassung dieses Herzogthum s: „Indem  w ir Uns, in 
Uebereinstimmung mit dem In h a lte  der Unserer getreuen R i t ­
ter- und Landschaft des Herzogthums Lauenburg eröffneten 
Allerhöchsten Resolution vom 29sten J a n u a r  1852 , diejenigen 
w e i t e r e n  M aßregeln annoch Allerhöchst Vorbehalten, welche zur 
Verwirklichung Unserer auf die E inführung einer gemeinschaft­
lichen Verfassung, zum Zweck der B ehandlung der Unserer ge­
stimmten Monarchie gemeinschaftlichen Angelegenheiten, gerich­
teten Allerhöchsten Absicht in Betreff Unseres Herzogthnms 
Lauenburg erforderlich werden möchten". F ü r dieses P a ten t, 
m it dessen inhaltschwerem V o r b e h a l t e ,  reichte die R itte r­
und Landschaft unterm 8ten April 1854 eine freudige und v ö l­
lig unbedingte Dankadresse ein, versehen m it der N am ensun ter­
schrift aller einzelnen M itglieder; und unterm 8ten M a i s. Ä. 
erfolgte das Rescript m it der Allerhöchsten Antwort. E s  ist so ­
mit ausgemacht, ohne alle M ißdeutung ausgemacht, zwischen 
dem Landesherrn und den Lauenburgern, daß womöglich irgend
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etwas „Erforderliches" den Letzteren mit Rücksicht auf gemein­
schaftliche Angelegenheiten bevorstehe, ausgemacht in den Augen 
aller Unbefangenen. Es kommt noch außerdem hinzu, was das 
in Frage gestellte Verkanfsrecht Seitens der Gesammtregierung 
der Monarchie betrifft, daß das vorige Ministerium für Hol­
stein und das jetzige zusammen ungefähr für eine M illion Tha­
ler (919,800 Rthlr.) Domänen in den Jahren 1854 und 1855 
haben veräußern lassen, „ohne daß die Stände auch nur entfernt 
daran dachten, jemals ein Recht in Anspruch zu nehmen, ge­
fragt zu werden" (Worte des Ministers v. Scheele im Reichs- 
rathe; R .-R .-Z ., S . 2985); und daß also auch, der oben 
ausgeführten Deduction zufolge, nachdem die Verfassung vom 
2ten October 1855 bestimmt hat (§ 50), daß Domänen der 
Monarchie nur nach einem Gesetze verkauft werden können, 
lauenburgische Domänen nach einer Berathung mit dem gesetz­
lichen Organe der Monarchie, mit dem Reichsrathe, gleich­
f a l l s  rechtlich veräußert werden können.

Es ist offenbar, daß die getreuen Lauenburger nur des­
wegen widerstreben, weil es ihnen noch nicht völlig klar gewor­
den, wie das Besondere dem Allgemeinen weichen müsse. E t­
was Besonderes sind jedenfalls aber die lauenburgischen Gerecht­
samen aus dem Jahre 1702, etwas Allgemeines der Allerhöchste 
Vorbehalt im Patente vom 20sten December 1853. Diesen Vor­
behalt lese, erwäge man! Ihn vergleiche man mit dem § 50 
der endgültigen Verfassung vom 2ten October 1855! Es muß 
dann klar werden, daß jeder Zweifel an der Eompetenz der 
Regierung, zur Veräußerung lauenburgischer Domänen, unbe­
gründet sei.

Das Einzige, was die lauenburgischen Reichsräthe verlan­
gen könnten, haben sie übersehen. Lauenburg ist zu den F i­
nanzen der Monarchie eigenthümlich gestellt, insofern als ein 
jährlicher Gesammt-Ueberschnß*) eingesandt wird; darauf ließe

* )  A ls das Herzogthum Lauenburg im Jahre 1816 der Krone Dänemark 

von Preußen, welches das Land wiederum von Hannover erhalten, über­
tragen wurde, hatte jedes der 4Aem ter (Ratzcburg, Lauenburg, Schwar-

3 *
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sich die Forderung gründen, daß der Ertrag der Veräußerung 
nicht unmittelbar in die gemeinschaftliche Finanzkasse, auf dem 
Domänenconto, eingienge, sondern daß er als Vermehrung die­
ses Ueberschusses eingezahlt würde. Das ist aber eine formelle 
Postirungsfrage: König und Reichsrath im Verein beschließen 
und vollführen immerhin den eventuellen Verkauf.

Näheres über die alterthümlichen lauenburgischen — jeden­
falls schon erschütterten — Gerechtsamen später.

zenbeck und Steinhorst) seine eigene Kaffe, und außerdem bestanden die 
Elbzollkaffe, die Contributionskasse (zu Ratzeburg für die ordinaire Con­
tribution) und die Stempelabgabenkaffe, deren Bestände monatlich an die 
Contributionskasse abgeliefert wurden. Nach Abzug gewisser ihnen aufer­
legten Ausgaben, Gagen, Pensionen, re reichten diese Kaffen alle jeden 
Monat ihren Ueberschuß bei der Generalkaffe zu Hannover ein; durch 
königliche (Dänische) Resolution vom 15ten Januar 1817 ward des­
wegen eine interimistische Centralkaffe für das Herzogthum, nach den Re­
geln der Centralkaffe zu Rendsburg, errichtet. — Auf der ändern Seite 
tragen aber die gem einschaftlichen Finanzen mehrere Lasten von we­
gen des Herzogthums. Im  Normalbudget für die zweijährige Finanz- 
Periode, vom Isten April 1856 bis 31 sten März 1858, ist der Ueberschuß 
Lauenburgs auf 600,000 Rthlr. angegeben.



Aus K . . .  schreibt man unterm Listen Juni wie folgt: 
Auf Veranlassung der unerquicklichen Bestreitung des Ver­

kaufs der Domäne Hollenbeck ist wiederum die Frage er­
neuert: Welche sind doch eigentlich die Gerechtsamen Lauenburgs? 
Welche ihre Gränzen? Niemand zweifelt daran, daß der König 
von Dänemark, als ihm das Herzogthum im I .  1815 von 
Preußen, das es sechs Tage besaß, abgetreten und später von 
Hannover, das es im Art. 29 der Wiener Congresacte vom 
9ten Juni 1815 (eigentlich den am rechten Elbnfer gelegenen 
Theil) an Preußen überließ, tradirt wurde, die loyale Aufrecht- 
haltnng aller lauenburgischen Privilegien, rc. re. zugesagt hat; 
Viele aber bezweifeln es, daß man eigentlich genau wisse, was 
der Inhalt, was die scharfe Begränzung dieser vom Landes­
herrn zu schützenden Rechte sei. Eine brennende Frage ist es 
nämlich geworden, ob die Regierung, oder das Staatsoberhaupt, 
ohne die Ritter- und Landschaft zu befragen, Domänen zu 
veräußern, die Befugniß habe. Wir werden im Nach­
stehenden zeigen, daß dieser Zweifel völlig unbegründet ist. 
M it dem Tode des Herzogs Georg Wilhelm von Lüneburg- 
Celle, im 1 .1705, fiel Lauenburg nebst seinen übrigen Landen 
an den Churfürsten Georg Ludwig von Hannover, welcher im 
I .  1716 vom Kaiser mit Lauenburg belehnt wurde. Dieser 
Wilhelm „errichtete mit der Ritter- und Landschaft" unterm
15ten September 1702 den so viel besprochenen und doch so
wenig sagenden, von allen Landesherren bestätigten Landes-
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R eceß, in 2 4  A rtikeln , welcher den Lauenburgern noch imm er 
a ls  H aupturkunde, a ls  P a llad iu m  unerschöpflicher Freiheiten 
g ilt; eine ältere ist z. B .  die Ewige U nion vom 16ten D ecbr. 
1 5 85  m it F ranz dem Jüngeren . D ieser Receß w ard am 21 sten 
J u n i  1765  von König G eorg II . ,  von König Frederik V I.  durch 
die „Versicherungsacte" vom 6ten December 1 8 1 5 , von König 
C hristian V III.  am 28sten F eb ruar 1845  confirm irt, it. s. w ., 
und verblieb somit das Hanptverzeichniß der Lauenburgischen 
Gerechtigkeiten, deren Fülle  und K raft m an nie überschätzen zu 
können w ähnt. V e r g e b e n s  aber sucht Jem an d  daselbst nach 
irgend einer B estim m ung wegen der D om änen  —  wer im 
Receß einen S tü tzpunct fü r den S a tz  von der U nveräußerlich­
keit der D om änen  auffinden w ill, m uß sich daher auf unsichere 
Folgerungen einlassen. Inzwischen werden w ir das G rundlose 
eines jeden solchen lauenburgisch-patriotischen, naiv-egoistischen 
Versuchs m it Leichtigkeit auseinandersetzen.

D e r Receß handelt von der R itte r P riv ileg ien , von der A ugs- 
burgischen Confession, von Einrichtung des Hofgerichts, vom geist­
lichen Consistorio, der Gerichtsbarkeit, den Landtagen, von U n i­
versal-, Polizei- oder ändern L a n d  e s -O rd n u n g e n , von E in q u a r-  
tirung , J a g d , B elehnung, Holzhauer: und S traß en ju risd ic tio n  * ), 
—  aber, wie gesagt, durchaus nicht von den D o m ä n e n , und  
zwar begreiflicherweise, weil diese dam als ausschließlich P r iv a t ­
angelegenheit des Fürsten, nicht der Landesvertreter w aren. V on  
D em jenigen, w as heutzutage a ls  S ta a ts -A u s g a b e  bezeichnet 
w ird , heißt es im Artikel 16 un ter N r. 4 :  „ Im  Uebrigen
wollen W ir und Unsere Successores von solchem des Landes 
B e y tra g , w a n n  R it te r -  und Landschaft eine billigmäßige z u ­
l ä n g l i c h e  S u m m e von Z eit zu  Z e i t  verwilligen, die R eichs­
und C rahß-A nlagen, auch andre zu L andes-N o thdurft erforderte 
Kosten davon übernehm en". **) W enn nu n  aber einst R i t te r -

* )  von  B rü ch en  unehelicher G eb u rten  in  dem „ D is tr ic t , da  daS K in d  d ie  
W e lt  beschreit", rc. rc.

* * ) D e sw e g e n  heißt es auch unter N r . 6 :  „ W o lle n  W ir  w egen  der R it t e r ­
und Landschaft nöth ig  findenden M o d e ra t io n  des g a n z e n  L a n d es  A n s c h la g s
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und Landschaft nicht zur rechten Zeit das Zulängliche verwilligen 
wollen — was dann? Es bestimmte der Receß Nichts in sol­
chem Falle, und gab damit eine Blöße, die zu großen Zer­
würfnissen die Quelle in sich führte, weil Reich und Kreis zu 
Zeiten die unerbittlichsten Forderungen aufstelleu könnten, solche, 
denen Gehorsam geleistet werden mußte. Dieses doppelte Recht 
des Kreises sowie des Reichs, allerlei Geldbeiträge u. s. w. vom 
Lande, durch den Fürsten hindurch, für gemeinschaftliche 
Zwecke zu erheischen, mußte nun nach Auflösung des heiligen 
römischen Imperiums im Jahre 1806 auf die Staaten, denen 
Lauenburg als einzelner Landestheil gehörig blieb, nothwendig 
vererben, und die Vorstellung rege halten, daß etwas Größeres, 
Allgemeineres außerhalb der Landesgränzen die Entscheidung 
mehrerer lauenburgischen Fragen in sich trage, auf welches nicht 
Hinblicken wollen nur Mißhelligkeiten, Verwirrung und Verlust 
erzeugen müsse. Ob aber diese Vorstellung bei den edlen Be­
wohnern Lauenburgs sich hell und lebendig verpflanzt habe, ist 
wohl sehr zweifelhaft. Dies Ländchen lag schon seit Jahren 
von den größeren Heerstraßen und Schauplätzen des bewegten 
Volkslebens ganz abseits, und die Bewohner hatten die gefähr­
lichste Muße, einen besonderen Particularismus bei sich zu hegen 
und zu pflegen. Biedere Leute und treue deutsche Seelen, die 
reinen Herzens aber nicht besonders regen Geistes waren, ver­
sanken sie allmählig, ich möchte sagen, in einen ganz provinziellen 
Specialismus, wodurch ihr Sinn für Freieres, Gemeinschaft­
licheres in ihrer polabischen Clause ganz erschlaffte. Sie mochten 
am Ende gar nicht aus dem Ei heraus, worin sie stecken ge­
blieben, und sie taumelten deswegen blindlings umher, als ihnen 
diese drückende Schale doch zuletzt vom beglückenden Unfuge 
dorten am Main zerschlagen wurde. Es hat sich in diesem 
lieben Völkchen eine starke Tradition entwickelt, nach welcher 
ihm das Ergreifen des Freien, und das freie Begreifen, un­
endlich erschwert worden; allein es muß im 19ten Jahrhundert

die Nothdurft, sowohl bev dem gesambten Reich als insonderheit bey dem 
nächsten Crayß-Tag nach M ö g lic h k e it beobachten lassen."
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erfassen lernen, daß man sein Eigen bleiben könne, ob man 
auch zugleich eines Ändern wird, ja daß man in der staats­
rechtlichen Vereinigung gerade sich selbst wiederum findet und 
bewahrt, wenn man in das früher Fremde hinein zuerst sich 
entfremdet hat. Für das heimliche Gefühl eines in sich zurück­
gezogenen Gemüths, für den lauenburgischen Claußner (oder 
Landbar, ad modum Nachbar) mag solche Entfremdung und 
daraus entstehende Gemeinheit, communio und zwar bonorum, 
entrüstend sein: dies heißt aber S taa tsbü rg er  werden, eine 
Erhöhung, eine Befreiung, wie sie die Lauenburger nie früher 
kannten, jetzt aber zu ihrem wahren Frommen zu begreifen, zu 
genießen haben. Das Spießbürgerthum mit dem Staatsbürger - 
thum Umtauschen, das muß von jetzt an Polaben-Parole bleiben. 
Mag es noch so leicht sein, ihre jetzige Befangenheit aufs 
schärfste von Halsstarrigkeit, Eigensinn und Schildbürger-Bor- 
nirtheit zu unterscheiden, so ist und bleibt sie ungeheure Be­
fangenheit, aus der heraus Pflicht und Recht der dänischen 
Regierung sie zu befreien gebietet.

Der Zeitraum, in welchem ein unerbittliches Verhängniß 
den in ihre Besonderheit verhüllten Lauenburgern die Zumuthung 
stellte, die Augen sowie die Gränzen ihres Ländchens zu eröffnen, 
zu nehmen und zu geben was Gemeinschaftl ich war und 
werden mußte, war der Anfang des 19ten Jahrhunderts. Nach 
Abwerfnng der schmählichen Wucht der napoleonischen Zwing­
herrschaft athmete Deutschland wieder auf; die Staaten organi- 
sirten sich, abgetrennte Glieder suchten sich wieder auf, neue 
Wahlverwandtschaften machten sich geltend. Der Zustand war 
im höchsten Grade außerordentlich; Staaten verschwanden seit­
dem aus der Welt zu Dutzenden, ganze Staaten, Städte- 
Staaten und Staatschaften, wenn man so sagen darf; von 
allen Reichsstädten z. B . blieben nur vier am Leben. Die 
Frage, was Rechtens sei, mußte sehr oft den dritten, vierten 
Platz einnehmen und einer rein politischen die Spitze überlassen. 
Was bürgerliche Freiheiten und Landstände betrifft, so muß in 
dieser Betrachungsreihe der Umstand hervorgehoben werden, daß 
der deutsche Bund erst im Jahre 1820 (am löten M ai, in der
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Schlußacte, Art. 56) sich das bekannte Gesetz gab: „Die in
anerkannter Wirksamkeit bestehenden landständischen Verfassungen 
können nur aus verfassungsmäßigem Wege wieder abgeändert 
werden." Anfänglich walteten daher freie Willkühr und bloß 
politische Rücksichten; so wurden schon gleich nach Auflösung 
des -römischen Reichs die alten LandstLnde in Baiern, Coburg- 
Saalfeld, Anhalt-Dessau und Hessen — hier aus „landesherrlicher 
Machtvollkommenheit" — ausdrücklich aufgehoben. Der König 
von Hannover *) ernannte unterm 12ten August 1844 ein Pa­
tent, betreffend eine neue Organisirung der Landesrepräsentation, 
worin er von derselben Ansicht einer waltenden freien Willkühr 
ausgeht; er erklärt nämlich, daß er „nie die Absicht hegen 
konnte, die gewaltsame Umwälzung der deutschen Reichsver­
fassung zu benutzen, um die Rechte seiner Unterthanen zu 
schmälern", w ill jedoch die Trennung der abgesonderten Land­
schaften aufheben, weil sie a) „die ständische Concurrenz bei 
Fragen, die al lgemeine Landesangelegenheiten betreffen, sehr 
erschwert, b) einen unvermeidlichen Zeitverlust veranlaßt, und 
c) bei eintretender Verschiedenheit der Meinungen einen a l l ­
gemeinen Beschluß der Stände unmöglich macht, weil den 
Repräsentanten einzelner Provinzen über die Verhältnisse der 
übrigen Provinzen des Landes zu deliberiren überall fein Recht 
zustand, und weil eine Stimmen - Mehrheit unter völlig von 
einander abgesonderten Landschaften nicht eintreten konnte" — 
und will daher „künftig alle al lgemeinen Landesangelegen­
heiten, insofern sie nach der bisher bestandenen Verfassung einer 
Berathnng mit den Ständen bedurften, einer Versammlung 
von Landständen aus allen Provinzen vorlegen und von der­
selben zum Schluß bringen" lassen. Aus den 15ten December 
desselben Jahres wurden solche Deputirte zum ersten Male be- 
fchieben, „wie denn überhaupt die gewählten Personen 
als Stände des Landes, und nicht als Deleg i r te  einer

*) Am ILten October 1814 theilie G ra f Münster es beim Wiener Congresse 
m it, daß der Churfürst von Hannover seine deutschen Staaten zu einem 
Königreich erhebe , und am <?6sten d .M . erschien das betreffende Patent.
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einzelnen Provinz oder Corporat ion angesehen wer­
den sollen" (so hieß es). Der König schließt, im Geiste des Gan­
zen, mit der Erklärung: „W ir behalten uns vor, nachdem dieser 
erste allgemeine Landtag geschlossen sein wird, über die Art der 
Repräsentation, über die Bestimmung der Wahl des Präsidenten 
der Versammlung so wie der Deputirten, eine nähere B e ­
stimmung ergehen zu lassen." Diese gesetzmäßige Ver­
allgemeinerung betras natürlich auch die, jetzt der dänischen Krone 
untergebenen, Lauenburger, und sie nahmen es an, sandten De­
putate, rc. re.; sie sind somit „dem Staate" überhaupt aus ihrer 
Provinzialität auf immer anheimgefallen, und können nimmer­
mehr, da sie von Preußen an Dänemark ganz so überwiesen 
worden sind, wie sie im hannöverschen Königreiche gestellt waren, 
auf absolute Gültigkeit etwaiger Sonder-Rechte pochen, insofern 
— was doch keinesweges der Fall gewesen — als ein Mangel 
an Übereinstimmung zwischen unerläßlichen Staats-Forderungen 
der Krone und eigenthümlichen Bestimmungen einer lauenburgi­
schen Urkunde erscheinen möchte. Noch in dem Patente vom 
löten Juli 1816, wodurch der König von seinen treuen Lauen­
burgern Abschied nimmt, hält er auf dieselbe Ansicht. Er über­
läßt Dänemark diesen Theil Lauenburgs, „von der Ueberzeugung 
geleitet, daß es Unsere Pflicht sei, dem Besten des Ganzen 
dieses Opfer zu bringen" (Richter, Sammlung der Verordn. 
2C. von 1813-40 für Lauenburg. Lübeck, 1841. 4 °. S. 297). 
In  dieselbe Verallgemeinerung oder Einverleibung ward auch 
das an Hannover von Preußen abgetretene Ostfrießland 
hineingezogen, und zwar ist bis jetzt die besondere Verfassung 
dieses Ländchens nicht wiederhergestellt; ganz aus ähnliche Weise 
ist es dem Fürstenthum Hildesheim ergangen.

Wir bemerken schließlich, daß der König von Hannover 
mit dieser politischen Ansicht des außerordentlichen Zustandes 
der ihm untergebenen Lande und eines absolut vorwaltenden Be­
dürfnisses, die Allgemeinheit zu befriedigen, nichts weniger als allein 
stand. So erklärt der Fürst von Nassau im Patente vom 2ten 
Septbr. 1814, von der ihm „nach dem Rathschluß der göttli­
chen Vorsehung anvertrauten unbeschränkten Regierungs-
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Wirksamkeit" ausgehend, daß er „Landstände unverweilt errichten" 
und denselben „sofort (nachfolgende) Rechte beilegen" will. 
Der König von Würtemberg macht im Patente vom Ilten 
Januar 1815 mit Wärme und Offenheit seinen Unterthanen 
kund, daß ein Entwurf einer Repräsentativ - Verfassung aus­
gearbeitet wird, und daß er die nach der Genehmigung sanctio- 
nirte Urkunde der ständischen Repräsentation übergeben, von ihr 
beschwören, und dann in volle Ausübung setzen lassen werde. 
In  der 58sten Sitzung der Bundesversammlung, am 22sten 
Decbr. 1817 (IV. § 416) ließ Mecklenburg, auf Veranlassung 
einer Großherzoglich Mecklenburg-Schwerin- und Strelitzischen 
Verordnung, um die M ittel und Wege zu bestimmen, wie 
Streitigkeiten, welche zwischen dem Landesherrn und den Stän­
den über die Verfassung, die Grundgesetze, re. entstehen möchten, 
zur Entscheidung gebracht werden sollen, erklären:

M it so lobenswerthem Eifer und strenger Unpartheilichkeit 
auch die vormaligen Reichsgerichte mehrere Zeitalter hindurch 
den besonderen Verfassungen zum Schutz und Schirm gedient 
haben, so läßt sich doch nicht verkennen, daß, wenn sie dabei 
nur auf dem Wege des förmlichen Processes einzelne Streit- 
puncte durch Rechtserkenntnisse zu beseitigen vermochten, die 
Aufgabe nicht jedesmal nach dem Geist der Verfassung 
im Ganzen gelöset worden, sondern nur der Bestand desselben 
in Einzelheiten nach dem Buchstaben eines vorliegenden Gesetzes 
oder Vortrages festgehalten werden durfte. Es lag dieses un­
vermeidlich in der civilrechtlichen Form eines eigentlichen und 
einzelnen Processes. Weniger aber noch, wie vormals die Reichs­
gerichte, werden die obersten civilrechtlichen Instanzen in den 
Staaten selbst geeignet sein, die Streitigkeiten über die Verfas­
sung auf eine geeignete Art zu beseitigen. Staatsrechtliche 
Gegenstände werden daher am zweckmäßigsten durch die Mittel 
erledigt, welche jede Verfassung in  sich selbst darbieten 
muß. *)

*) Ein solches Mittel ist der § 22 in dem Versaffungsgesetz der dänischen 
Monarchie: „Gemeinschaftliche Angelegenheiten sind a l le ,  welche nicht
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So lange deswegen Gegner des Verkaufs von Domänen 
sich in der allgemeinen staatsrechtlichen Höhe mit ihren Forde­
rungen halten wollen, so fehlt es ihnen ganz und gar in diesem 
Falle an einer Basis;  wollen sie aber zu den einzelnen Landes­
und Standesrechten herabsteigen, so fehlt es ihnen ganz und 
gar an einem gesetzlichen Ausgangspuncte. Zwischen den 
„Privilegien, Jmmumitäten, Reversen, Siegeln und Briefen" 
der Ritter- und Landschaft und den Domänen des Landesherrn 
(oder aber: des Staats) ist gar kein Connex nachzuweisen.

Wenn es aber solchermaßen feststeht, daß nichts Allgemeines 
bloß lauenburgisch behandelt werden, oder lediglich auf Entschei­
dung zufolge lauenburgischer Gesetzesbestimmungen beschränkt 
werden könne, sondern daß alles Gemeinschaftliche bloß dänisch 
— d. h. „dänisch" in dem Sinne, wonach Vieles z. B. in 
Schlesien oder Westphalen preußisch, Vieles in Tyrol oder 
Böhmen österreichisch ist — entschieden werden muß; so wird 
es sehr leicht herauszufinden sein, ob der Verkauf von Domänen 
inner- oder außerhalb der Gränzen jenes Gebietes liegt, wo 
Ritter- und Landschaft mitzuwirken die Befugniß hat.

a) Was Steuern und Abgaben betrifft, hat die Repräsen­
tation das Recht der Bew i l l igung ,  denn es lautet der 16te 
Artikel des Recesses von 1702 so: „den Punctum Collectarum 
anlangend, soll das aufzubringende quantum Contributionis, 
wie es die jedesmalige Nothdurst erfordert, mit Ritter- und 
Landschaft, dem herbringen nach, entweder in corpore auf einem 
Land-Tage oder auf einer extraordinairen Convocation der vier 
Land-Räthe und einiger ändern Deputirten, E inw i l l i gung  
angeleget."

ausdrücklich als für die einzelnen Landestheile gesonderte bezeichnet find. 
Entsteht eine Differenz zwischen dem Reichsrathe und der Repräsentation 
eines Landestheils darüber, in wie weit eine Angelegenheit zu den ge­
meinschaftlichen oder zu den gesonderten gehört, so wird fie von dem 
Könige in dem Geheimenstaatsrathe entschieden, nachdem sie zuvor in 
einer M in is te rconse renz  aus die im § 20 vorgeschriebene Weise be­
handelt worden ist. Die Beschlußnahme wird von den jen igen  Ministern 
contrafignirl, welche mit ihr übereingeftimmt haben.
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b) Was gemeine Landes-, d. H. Provinz-, oder, wie man 
jetzt sagt, bürgerliche Gesetzgebung betrifft, hat die Repräsentation 
das Recht der B e ra thun g , denn es lautet der 15te Artikel des 
Recesses von 1702 so: „wann Universal-, Policey-, Hofs- 
Gerichts-, Kirchen- oder andere Landes-Ordnungen entweder 
de novo zu machen oder die gegenwärtigen zu ändern, oder in 
zweifelhaften passibus zu declariren sind, soll solches jedesmahl 
mit Zuziehung der Land-Stände auf einem Land-Tage geschehen. 
Und da einige das Interesse des ganzen Landes angehende 
P a r t ic u la r - Ordnungen zu machen wären, wenigstens wenn 
die Sache moram leidet, mit allen vier Landräthen, rc. daraus 
communiciret und sie mit ihrem Gutachten gehört werden."

c) Was Hoheitsrechte, Regalien, Domänen, u. a. dergl. 
betrifft, hat die Repräsentation kein Recht irgend einer Art, 
da selbige in den Artikeln des Recesses unbedingt unerwähnt 
geblieben sind. *)

*) Vergl. die scharfsinnige und gelehrte Abhandlung in N. Falck's Neuem 
Staatsbürgerlichen Magazin, X. S. 1-41, über die Concurrenz der lauen­
burgischen Provinzialstände bei der Landes-Gesetzgebung, von Dr jur. 
Ostwald. jetzigem Justizrarh, Bureauches und Committirten unter dem 
holsteinischen Ministerium.



V.

Die gewichtigste S tim m e, laut und hell klingend wie die 
Drommete, welche zum Kampf aufruft, ist gleichwohl die Aller­
höchste S tim m e S r .  M a j e s t ä t  de s  K ö n i g s  S e l b s t ,  in 
dem Gesetze vom Listen Ju n i 1856 (s. Gesetz- und M inisterial­
blatt für die Herzogthümer Holstein und Lauenburg, 1856, 
25stes Stück, d. 28sten J u n i) :

W ir Frederik der Siebente, von G ottes Gnaden König 
zu Dänemark, der Wenden und Gothen, Herzog zu Schleswig, 
Holstein, S to rm arn , der Dithmarschen und zu Lauenburg, wie 
auch zu Oldenburg, w. rc.

Thun kund hiemit:
D er Reichsrath hat angenommen und W ir durch Unsere 

Zustimmung bestätigt folgendes Gesetz:

§ 1.
Die Regierung wird ermächtigt, nachstehende D om anial- 

grundstücke zu v e r ä u ß e r n :
1. E in Areal von 4  Tonnen 128 □  Ruthen aus dem süd­

lichen Theil des Geheges Fiefharrie im Amte Bordesholm ;
2. Eine abgegrabene Moorfläche aus dem Vielmoor in der 

Grafschaft R anzau;
3. D ie 37ste Parcele der vormaligen Festungsländereien bei 

Glückstadt;
4. D ie 62ste und 63ste Parcele derselben Ländereien und ein 

daran stoßendes Bassin.
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§ 2.
D ie Regierung wird ferner ermächtigt, dem S ta a te  ge­

hörende kleinere Domäne-Grundstücke im Herzogthum Holstein 
u n d  im  H e r z o g t h u m  L a u e n b u r g ,  sofern die jährliche E in ­
nahm e, welche die Staatskasse bisher von denselben erhoben 
hat, 200  R thlr. nicht übersteigt, zu v e r ä u ß e r n :

§ 3.
D ie Veräußerung hat auf dem Wege der öffentlichen 

Auction zu geschehen, insofern nicht besondere Verhältnisse für 
einen Verkauf unter der H and sprechen sollten. E in  Verkauf 
darf nur S ta t t  finden, wenn eine Kaufsumme erlangt werden 
kann, welche in einem für die Staatskasse vortheilhaften V er- 
hältniß zu der reinen Einnahme steht, die nach einer möglichst 
genauen Berechnung bei einer Conservirung des betreffenden 
Grundstücks a ls Domanialstück erzielt werden kann.

Wornach alle Beikommenden sich zu achten haben.
Gegeben auf Unserem Schlosse Christiansborg, den 21sten 

J u n i 1856.
Urkundlich unter Unserem Königlichen Handzeichen und 

vorgedruckten Jnsiegel.

Frederik R.
(L. S.)

v .  Scheele.
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